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D
ie Lage in der saarländischen 
Industrie spitzt sich weiter zu. 
Alleine im vergangenen Jahr 
wurden hierzulande über 5.000 

Industriearbeitsplätze vernichtet, seit 2014 
sind es über 16.000. Mit der Automobilzulie-
fererindustrie droht das Rückgrat der saar-
ländischen Wirtschaft wegzubrechen. Das 
wäre auch für die hiesige Stahlindustrie 
verheerend. Denn ohne eine starke Stahl-
industrie kann es keine starke Automobil-
industrie geben und umgekehrt. Entschlos-
senes Handeln seitens der EU- und 
Bundespolitik ist demnach dringend gefragt. 
Sie muss den Beschäftigten ein klares 
Bekenntnis senden. Entscheidend ist dabei 
ein belastbarer Fahrplan mit längerfristigen 
Perspektiven, der es den Unternehmen und 
der Belegschaft erlaubt, den Wandel zu 
gestalten. Das geht nur gemeinsam. Die 
Mitbestimmung muss weiter gestärkt, 
Betriebsräte müssen rechtzeitig in strategi-
sche Entscheidungen eingebunden werden. 
Die Bewältigung des Strukturwandels ist 
und bleibt eine enorme Herausforderung. 
Wir müssen damit rechnen, dass es auf 
diesem langen Weg auch Rückschläge gibt. 
Der Wandel darf jedoch nicht dazu führen, 
dass Menschen das Gefühl haben, Verlierer 
zu sein. Eine verlässliche und umfassende 
Sozialpolitik, die die Leitplanken für eine 
sozial gerechte Gestaltung der Transforma-
tion bildet, ist deshalb unverzichtbar. 

EDITORIAL

Von Jörg Caspar
Vorstandsvorsitzender der 
Arbeitskammer des Saarlandes

Entschlossenes 
Handeln ist gefragt

AK-SPEZIAL „LEBEN + FREIZEIT“

Wir haben uns für unsere Freizeit-Beilage umge-
schaut, wo man in der Region Bowlen kann. Außer-
dem haben wir diesmal einige Weihnachtsmärkte 
betrachtet. 

Die Mitbestimmung 
muss weiter gestärkt, 
Betriebsräte müssen  
rechtzeitig in  
strategische  
Entscheidungen  
eingebunden werden.
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Aktuelles + Impressum

ZU TITELBILD/CARTOON

Drohen hierzulande weitere leere Produk-
tionshallen? Die saarländische Industrie 
steckt in einer anhaltenden Krise. Unser 
Titelbild (Foto: Adobe Stock/DifferR) stellt 
die Problematik auf symbolische Weise 
dar. Auf Seite 2 wagt Cartoonist TOM 
einen karikaturistischen Blick auf das 
Thema Krisen und die Frage, wie man am 
besten Auswege finden kann.

Arbeitskammer 
hat Daten-Info 
aktualisiert
GRUNDLEGENDE ZAHLEN

Die AK hat ihre jährlich erscheinende Publi-
kation „Daten-Info“ aktualisiert. Das handli-
che Faltblatt liefert grundlegende Zahlen 
zu Bevölkerung, Beschäftigung, Arbeits-
markt, sozialer Sicherung, Bildung, Wirt-

schaft, Umwelt, Gesund-
heit sowie Einkommen 
und Mitbestimmung – so-
wohl über die Entwicklung 
der letzten zehn Jahre als 
auch im Vergleich zum 
Bundesgebiet. Die Daten 
zeigen, dass das Saarland 
vor besonderen Heraus-
forderungen steht, die vor 
allem mit den tiefgreifen-
den Transformationspro-

zessen der Industrie zusammenhängen 
und hier stärker spürbar sind als im Bun-
desdurchschnitt:

Beschäftigung: In den letzten zehn Jah-
ren stieg die Erwerbstätigkeit um 0,7 Pro-
zent (Bund: +10,5 %). Das dürfte dem Ar-
beitsplatzabbau in der Industrie geschul-
det sein (-11,2 %; Bund: +2,4 %).

Mitbestimmung: Trotz eines weiterhin 
hohen Gewerkschaftsanteils im Saarland 
(24,1 %; Bund 12,1 %) ist die Zahl der Mitglie-
der um 12,1 Prozent gesunken (-16.300 
Personen; Bund: -8,6 %). Auch der Anteil ta-
rifgebundener Betriebe ging zurück.

Einkommen: Die Bruttolöhne stiegen seit 
2014 um 36 Prozent, im Bundesvergleich 
jedoch stärker (+39,6 %), sodass der Ver-
dienstrückstand nun bei 7,3 Prozent liegt.

Prekäre Beschäftigung und Armutsrisiko: 
Niedriglöhne, Minijobs, Befristungen und 
Leiharbeit sind im Saarland stärker verbrei-
tet, was sich in einer Armutsgefährdungs-
quote von 20,4 Prozent (Bund: 16,2 %) wi-
derspiegelt.� red

www.arbeitskammer.de/publikationen/
ak-fakten-ak-dateninfos

Nur jeder Zweite plant innerhalb 
der nächsten zwölf Monaten eine 
Weiterbildung. Grund sind mas-
sive Hürden beim Zugang zu be-
ruflicher Weiterbildung: fehlende 
Informationen, unklare Perspekti-
ven, hohe Kosten oder Zeitman-
gel. Zu diesem Schluss kommt 
eine aktuelle Untersuchung der 
Bertelsmann-Stiftung. „Diese Er-
gebnisse sind alarmierend. Als 
Arbeitskammer steuern wir hier im 
Saarland aber aktiv dagegen”, be-
tont AK-Hauptgeschäftsführer 
Thomas Otto. 

Das Saarland erlebt aktuell eine 
tiefgreifende sozial-ökologische 
Transformation von Wirtschaft und 
Arbeitswelt: Stellenabbau in In-
dustriebetrieben und Fachkräfte-
mangel stehen sich dabei gegen-
über. „Berufliche Weiterbildung ist 
der Gelingensfaktor, um die Trans-
formation sozial gerecht zu gestal-
ten. Die Arbeitskammer ist mit ih-
rem Weiterbildungsverbund und 

dem Weiterbildungsportal zentra-
ler Akteur im Land für eine echte 
Weiterbildungskultur. Aber das 
wird nicht reichen. Politische Ak-
teure und Betriebe müssen noch 
mehr tun, um den Beschäftigten 
Weiterbildung zu ermöglichen”, 
fordert Otto. Ein großer Teil der Be-
schäftigten finde nicht einmal die 
Tür zur Weiterbildung. Er betont: 
„Beschäftigte brauchen Orientie-
rung, Beratung und konkrete Hilfe-
stellung. Genau deswegen schaf-
fen wir Strukturen und Angebote 
wie das Weiterbildungsportal oder 
die Transformationsmentoren. 

Das Weiterbildungsportal bün-
delt qualitätsgesicherte Informa-
tionen zu Angeboten und Förder-
möglichkeiten und stellt Tools 
wie eine KI-assistierte Kurssuche 
oder den Entwicklungskompass 
bereit.	 red

https://weiterbildungsportal.saar-
land/

Beteiligung an 
Weiterbildung sinkt
AK  Bund und Betriebe müssen jetzt aktiv werden

Seit dem 1. November hat das Weiterbildungsportal Saarland ein 
völlig überarbeitetes Erscheinungsbild.  
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Titelthema

Fehlende Zukunftsperspektiven
DENKANSTOSS  AK-Referent Jonas Boos sorgt sich um die saarländische Industrie-Arbeit

Fo
to

: a
d

o
b

e
 s

to
ck

/
V

ik
to

r

O
b 8-Stunden-Tag, Bürgergeld, 
Verbrenneraus oder Militarisierung: 
Ideologisch vollzieht sich eine konser-
vative Wende – um Wirtschafts-

wachstum über die dynamischen Kräfte des 
Marktes wiederherzustellen, werden Arbeiter-
rechte, Sozialstaat und Umweltschutz mehr 
und mehr infrage gestellt. Dabei spitzt sich vor 
allem die Lage der Industrie-Arbeit dramatisch 
zu: Seit 2014 wurden über 16.000 Stellen in der 
saarländischen Industrie vernichtet. Während 
ganze Belegschaften um ihre Existenz bangen, 
wird die Rüstungsindustrie als „Zukunftsper-
spektive“ angepriesen. Doch Rüstungsproduk-
tion schafft keinen Wohlstand – vor allem wenn 
Ressourcen zugunsten der militärischen 
Aufrüstung aus produktiven Bereichen abge-
zogen werden. Dabei könnten beispielsweise 
im Schienenfahrzeugbau sowie in den 
Betrieben des ÖPNV, aber auch im Bereich der 
Erneuerbaren Energien wie der Windkraftin-
dustrie hunderttausende gesellschaftlich 
notwendige und ökologisch sinnvolle Industrie-
Arbeitsplätze neu entstehen. Da diese Bereiche 
unter der Logik von Standortkonkurrenz und 
Marktzwängen aber eher geringere Profite 
abwerfen, braucht es eine stärkere Kontrolle 

und Einflussnahme über Investitionsentschei-
dungen durch die Gesellschaft – insbesondere 
wenn Fördergelder oder Subventionen aus 
Steuermitteln der arbeitenden Bevölkerung 
fließen. Zumindest muss sichergestellt sein, 
dass die staatliche Finanzierung der Rüstungs-
industrie nicht zu einer verschärften Umvertei-
lung von unten nach oben führt – durch 
Einschnitte in soziale Sicherungssysteme, 
Gesundheits- und Bildungswesen sowie 
Umwelt- und Klimaschutz. Die Erfahrung zeigt: 
Die Arbeiterschaft in der Industrie sollte sich 
nicht auf Versprechen über „Zukunftsperspek-
tiven“ verlassen, die vornehmlich den Inter-
essen der Kapitalseite dienen und gleichzeitig 
Arbeitsplätze und Existenzen gefährden.

Rüstungs- 
produktion  
ist keine  
Zukunftspers-
pektive und  
schafft keinen 
Wohlstand.

Jonas Boos
ist Referent für 
Konjunktur und 
Strukturpolitik.
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Titelthema

Seit Jahren verzeichnet die 
saarländische Wirtschaft kaum 
Wachstumsphasen. Vor allem 
die Industrie steht unter Druck: 
Alleine in diesem Jahr wurden 
über 5.000 Arbeitsplätze in 
klassischen Industriebranchen 
an der Saar vernichtet. 

Von Jonas Boos

Die wirtschaftliche Krise im Saar-
land verschärft sich weiter: Im 
letzten Jahr ist die saarländische 
Wirtschaft um 1,9 Prozent gesun-
ken, in 2025 sieht es nicht we-
sentlich besser aus. Das be-
kommt auch die lohnabhängige 
Bevölkerung an der Saar zu spü-
ren: Die Beschäftigung ist 2025 
um 0,5 Prozent gesunken (-1.800 
Arbeitsplätze), die Arbeitslosig-
keit im Jahresverlauf um 6,2 Pro-
zent angestiegen (+2.300 Perso-
nen), sodass sich die Arbeitslo-
senquote auf 7,5 Prozent erhöht. 
Zurückführen lassen sich die 
Schwierigkeiten vor allem auf die 
sich immer weiter zuspitzende Si-
tuation in der Industrie. Diese be-
findet sich seit Jahren in einer 
Phase des Übergangs mit Krisen-
Charakter, was sich im Saarland 
besonders drastisch zeigt. 

Jahrzehntelang beruhte das 
deutsche Wirtschaftsmodell dar-
auf, die Industrie wettbewerbsfä-
hig zu halten – neben günstigem 
Gas aus Russland, vor allem über 
niedrige Lohnerhöhungen und 
Unternehmenssteuern. Größere 
Konjunkturflauten konnten durch 
einen starken Export („Export-
weltmeister“) vermieden bezie-
hungsweise ausgelagert werden. 

Diese Strategie scheint in einer 
Sackgasse zu enden: Die Nach-
frage nach Waren wie Stahl und 
Autoteile, auf welche die saarlän-
dische Industrie spezialisiert ist, 
leidet nicht nur unter dem Wirt-
schaftsnationalismus des US-
Präsidenten Donald Trump, son-
dern auch China fällt als zuletzt 
wichtigster Absatzmarkt aus. Das 
Exportvolumen im Saarland ist 
zwischen 2014 und 2024 um 23,1 
Prozent zurückgegangen, im 1. 
Halbjahr 2025 um 10,2 Prozent. 
Am deutlichsten spürt das die 
Autoindustrie. Auf dem Teilmarkt 
Elektromobilität scheint die Kon-
kurrenz uneinholbar in Führung. 
Der chinesische Staatskapitalis-
mus hat umfangreiche Ressour-
cen und Subventionen in die An-
triebswende gelenkt, sodass 
China eigene Industriezweige 
und -Konzerne aufgebaut hat. 
Zeitgleich haben die deutschen 
Automobilkonzerne sowie politi-
sche Entscheidungsträger die 
Mobilitätswende teils verschla-
fen, teils aktiv verhindert („Diesel-
skandal“). Da auch in Europa die 
Nachfrage nach Autos rückläufig 
ist, hat die Branche vermehrt mit 
Überkapazitäten zu kämpfen. Die 
Problematik wirkt bis in die saar-
ländische Zulieferindustrie hinein 
– exemplarisch zu beobachten 
bei ZF: Die im Saarbrücker Werk 
aufgebauten Kapazitäten bezüg-
lich E-Mobilität bleiben weitge-
hend ungenutzt, sodass nun ein 
enormer Stellenabbau umge-
setzt wird. Eine reduzierte Beleg-
schaft soll die Profite wieder zum 
Sprudeln bringen – mit „Erfolg“: 
die Gewinnmarge bei ZF ist durch 

Quellen: VGRdL, Statistisches Bundesamt, Statistisches Amt Saarland, Bundesagentur für Arbeit

Ausgewählte Kennziffern für das Saarland

BIP (real) Exporte
Auftragseingang 

Industrie
Beschäftigung 

(svp)
Arbeitslosigkeit Arbeitslosenquote

Saar Bund Saar Bund Saar Bund Saar Bund Saar Bund Saar Bund

2024

1. Hj. 2025

-1,9 %

-1,9 %

-0,2 %

0,0 %

-4,1 %

-10,2 %

+1,5 %

-3,0 %

-5,8 %

-10,3 %

-3,3 %

+3,0 %

-0,6 %

-0,5 %

+0,4 %

+0,2 %

+5,1 %

+7,0 %

+6,8 %

+6,8 %

7,1 %

7,5 %

6,0 %

6,3 %

Die Beschäftigten tragen die 
Last der industriellen Umbrüche
SAARWIRTSCHAFT  Investitionen müssen in nachhaltige Industriezweige fließen

den Sparkurs von 2,8 Prozent  auf 
3,7 Prozent in diesem Jahr ange-
stiegen. Verringern große Indust-
rieunternehmen wie ZF ihre Pro-
duktion, hat das aber nicht nur 
Folgen für die Beschäftigten dort, 
sondern auch für Zulieferbe-
triebe in der Region sowie für ge-
plante Investitionsprojekte: So 
hat der Zulieferer Voit in St. Ing-
bert das Ende des Werks für 
kommendes Jahr mit dem Ver-
lust von ZF als Hauptkunden be-
gründet – wieder 1.000 Industrie-
arbeitsplätze weniger. Auch galt 
ZF als ein wichtiger Investitions-
partner für den Chiphersteller 
Wolfspeed, der in Ensdorf bis zu 
1..000 Arbeitsplätze versprach – 
ein Vorhaben das nun endgültig 
gescheitert ist. 

Die Perspektiven? 
Die Chancen, eine Vorreiter-

rolle bei „grünem Stahl“ einzu-
nehmen, stehen nicht schlecht: 
Bis 2045 soll die saarländische 
Stahlproduktion klimaneutral 
sein, ab 2027 sollen jährlich 4,9 
Millionen Tonnen CO

2 eingespart 
werden. Zunächst sollen zwei 
Elektroöfen in Völklingen und Dil-
lingen entstehen sowie ein Di-
rektreduktionsreaktor in Dillin-
gen. Doch die Beschäftigten sind 
auch hier unter Druck. Die Beleg-
schaft bei Saarstahl muss in den 
kommenden drei Jahren auf ins-
gesamt 90 Millionen Euro ver-
zichten. Auch Kündigungen, 
Standortschließungen sowie die 
Ausweitung der Kurzarbeit sind 
nicht ausgeschlossen. 

Darüber hinaus ist die Debatte 
um Wasserstoffanwendungen im 

6  ·  AK-Konkret 6|25

Die Zahlen 
zeigen: Die 

Saar-
Wirtschaft 

und vor allem 
die Industrie 
stehen unter 

Druck.



AK-STANDPUNKTE ZUM TITELTHEMA

Die Industrie muss zukunftssicher aufgestellt werden

	Es braucht Investitionen in Infrastruktur und nachhaltige  
	 Industriezweige. 

	 Eine stärkere gesellschaftliche Kontrolle über Investitions- 
	 entscheidungen ist notwendig.

	 Die betriebliche Mitbestimmung ist deutlich zu erweitern.
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Land allgegenwärtig: Neben der 
Nutzung in der Stahlproduktion 
könnte Wasserstoff künftig für in-
dustrielle Fertigungsketten eine 
zunehmend wichtige Rolle spie-
len – und damit auch für Zuliefer-
betriebe. Beispielweise produ-
ziert Purem in Neunkirchen zu-
künftig Teile für Elektrolyseure. 
Ein herber Rückschlag erfolgte 
im September, als der geplante 
Bau einer Wasserstoff-Fabrik in 
Fenne abgesagt wurde. Es hieß: 
Selbst wenn der Staat bereit sei, 
zwei Drittel der geplanten Bau-
kosten zu übernehmen, sei die 
stromintensive Wasserstoffpro-
duktion in Deutschland zurzeit 
nicht konkurrenzfähig. Also: keine 
Investitionen in moderne Tech-
nologie mit zukunftsfähigen Be-
schäftigungsfeldern aufgrund 
der Logik von Standortkonkur-
renz und Profitorientierung. Zu-
dem stellen sich weiterhin die 
grundlegenden Fragen: Wie viel 
Wasserstoff benötigt das Saar-
land, woher soll dieser kommen 
und wie ökologisch sinnvoll ist 
ein Transport? Auch eine 
industriepolitische Fokussierung 
auf die Gesundheits- und Phar-
maindustrie für das Saarland wird 
immer wieder ins Spiel gebracht. 
Als Erfolg wird die Ansiedlung 
des Pharma-Konzerns Vetter an-
gesehen. Ein Werk mit bis zu 
2.000 Arbeitsplätzen soll auf Tei-
len des heutigen Ford-Werksge-
ländes entstehen. Dabei sollte 
darauf hingewiesen werden, dass 
Vetter zwar mitbestimmt und ta-
rifgebunden ist, soweit bekannt 
allerdings nicht an einen von der 
Gewerkschaft geregelten bran-
chenweiten Tarifvertrag.

Panzer statt Pkw? 
Industrielle Impulse eröffnet 

auch die Rüstungsproduktion: 
Die zusätzlichen staatlichen In-
vestitionen in Milliardenhöhe sind 
entscheidend für das von führen-
den Instituten prognostizierte 
Wirtschaftswachstum Deutsch-
lands in 2026 (ca. +1,5 %). Die fi-
nanziellen Rahmenbedingun-
gen für eine profitträchtige Rüs-
tungsproduktion sind also vor-
handen. Und auch der politische 
Wille ist gegeben: Im Landtag 
wurde beschlossen, die Rüs-
tungsindustrie im Saarland ge-
zielt zu stärken: Unternehmen 
sollen beraten, Kontakte mit der 
Forschung ausgebaut und Auf-

träge aus Investitionsprogram-
men in die Region geholt werden. 
Ein „Runder Tisch“ zwischen Wirt-
schaftsministerium, Rüstungs-
konzernen, IHK, Wirtschaftsför-
derung und Banken – also ohne 
Interessenvertretungen der Ar-
beiterschaft – hat im Sommer be-
reits stattgefunden. Davon könnte 
die saarländische Stahlindustrie 
profitieren – so fertigt die Dillinger 
Hütte schon seit 2021 Panzer-
stahl – aber auch andere Zuliefe-
rerbetriebe, da Militärfahrzeuge 
weiterhin auf die Verbrenner-
technologie angewiesen sind. 
Zudem investieren Rüstungskon-
zerne hierzulande kräftig. Bei-
spielsweise wird KNDS in Freisen 
künftig den Transportpanzer „Pa-
tria“ produzieren, womit zirka 300 
neue Arbeitsplätze entstehen 
sollen. 

Ministerpräsidentin Anke 
Rehlinger sieht entsprechend ei-
nen „Hoffnungsträger“ für indust-
rielle Arbeitsplätze in der Region. 
Damit die Arbeitsplätze in der 
Rüstungsindustrie zukunftssicher 

sind, braucht es eine unsichere 
Weltlage – die Rüstungsexporte 
Deutschlands liegen auf Rekord-
niveau – nur solange Konflikte 
andauern beziehungsweise neue 
entstehen, gibt es einen Markt für 
militärisches Gerät. Ist dies nicht 
der Fall, droht auch hier eine 
Überproduktionskrise. Dabei ist 
der wirtschaftliche Nutzen ohne-
hin fraglich: Der Blick auf den 
Multiplikatoreffekt zeigt, dass Mi-
litärausgaben nur einen geringen 
Effekt haben, da sie weitgehend 
von den realen Bedürfnissen der 
Gesellschaft entkoppelt sind – 
der Multiplikator liegt bei rund 0,5 
(bei Infrastrukturinvestitionen be-
trägt er 1,5 bis 2,0). Zwar können 
einzelne Rüstungskonzerne auf 
eine gewisse wirtschaftliche Dy-
namik und sprudelnde Profite 
hoffen, aber gesamtgesellschaft-
lich werden langfristig eher ne-
gative Effekte ausgelöst – insbe-
sondere, wenn eine Erhöhung 
des Militäretats einem auf Spar-
kurs ausgerichteten Staatshaus-
halt gegenübersteht. 

Neben der 
Nachfrage 
nach Stahl ist 
auch die nach 
Autoteilen 
stark ein- 
gebrochen. 
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Die Zukunft des Stahlwerks 
Bous lag monatelang im Unge-
wissen. Jüngst aber hat die Un-
ternehmensleitung angekün-
digt, das Werk erhalten zu wol-
len. Der Betriebsratsvorsit-
zende Frank Gorges berichtet, 
wie die Stimmung in der Beleg-
schaft aktuell ist und erläutert, 
warum eine Umsteuerung in 
der Energiepolitik nötig ist. Die 
Fragen stellten Simone Hien 
und Jonas Boos. 

Anfang des Jahres hat die 
Georgsmarienhütte Unterneh-
mensgruppe (GMH), angekün-
digt, den Standort Bous, die 
Stahlwerk Bous GmbH, 
verkaufen zu wollen. Nachdem 
die 300 Mitarbeiter lange um 
ihre Arbeitsplätze gebangt hat-
ten, wurde jetzt bekannt, dass 
das Unternehmen nun Beträge 
im zweistelligen Millionenbe-
reich investieren möchte. Wie 
kam es zu der Wende? Welche 
Rolle spielte der Betriebsrat 
dabei?
Die Botschaft der Unterneh-
mensleitung auf der Betriebs-
versammlung im Februar dieses 
Jahres war: Verkauf oder Schlie-
ßung des Standortes Bous. Da 
saß der Schock tief. Betriebsrat 
und Geschäftsführung hatten 
sich dann auf einen umfangrei-
chen Maßnahmenkatalog ver-
ständigt, um die hohen Verluste 
zu reduzieren. Da waren viele 
Zumutungen für die Beschäftig-
ten dabei. Beispielsweise die 
Verlagerung der Arbeitszeit aufs 
Wochenende aufgrund der 
günstigeren Strompreise, ver-
mehrte Kurzarbeit und starke 
Personalunterdeckung auf-
grund eines Einstellungsstopps. 
Die Beschäftigten haben trotz 
aller Widrigkeiten immer mitge-
zogen und um ihre Arbeitsplätze 
gekämpft. 

Die Reduzierung der Verluste, 
die große Wertschätzung der 
Kunden und das hohe Engage-
ment der Belegschaft haben 
dann zu einem Umdenken im 

Konzern geführt. Es wurde ein 
sehr solides Zukunftskonzept 
für Bous unter Führung der 
GMH-Gruppe entwickelt.

In schwierigen Verhandlun-
gen haben Betriebsrat und IG 
Metall mit der Arbeitgeberseite 
Eckpunkte für einen Zukunfts-
tarifvertrag vereinbart. Neben 
umfangreichen Investitionen in 
den Standort gibt es auch eine 
langjährige Beschäftigungssi-
cherung bis 2032. Die Beschäf-
tigten verzichten im Gegenzug 
für fünf Jahre auf einige Tarifbe-
standteile. Die Zustimmung der 
Belegschaft zu diesem Kom-
promiss war hoch angesichts 
der guten Zukunftsaussichten

Haben die Beschäftigten 
ausreichend Mitspracherechte 
in den anstehenden Umstel-
lungs- oder Modernisierungs-
prozessen?
Es gab eine enge Abstimmung 
zwischen Unternehmensleitung 
und Betriebsrat bei der Entwick-
lung des Zukunftskonzeptes. 
Davon gehen wir auch bei der 
Umsetzung des Konzeptes aus. 

Welche Stimmung herrscht 
aktuell in der Belegschaft? Wie 

„Die Beschäftigten haben immer 
mitgezogen und gekämpft“
INTERVIEW  Der Betriebsratsvorsitzende des Stahlwerks Bous FRANK GORGES 
berichtet von der Stimmung in der Belegschaft des Standorts

groß ist das Vertrauen in die 
Geschäftsführung und in die 
langfristige Strategie des 
Unternehmens?
Die Erleichterung bei den Be-
schäftigten ist groß. Wenn alles 
wie geplant umgesetzt wird, 
sieht der Betriebsrat eine klare 
Zukunftsperspektive für den 
Standort.

Auch die hohen Energiekosten 
haben unter anderem dazu 
beigetragen, dass der Stand-
ort, der mit Elektrolichtbogen 
arbeitet, bedroht war. Damit 
kämpfen auch andere Unter-
nehmen. Wie muss Ihrer 
Meinung nach in der Energie-
politik umgesteuert werden, 
damit Arbeitsplätze in der 
Industrie gesichert werden 
können?
Die ständige Verschiebung der 
Schichtfahrweise auf Zeiten mit 
günstigeren Strompreisen ma-
chen eine vernünftige Produkti-
onsplanung unmöglich und sind 
eine Zumutung für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Der geplante Industrie-
strompreis ist unabdingbar, um 
international wettbewerbsfähig 
zu bleiben.

Im Stahlwerk Bous wird Schrott im Elektrolichtbogenofen 
eingeschmolzen und zu neuem Stahl recycelt. 

Frank Gorges
(Foto: AK) ist seit 
1992 beim 
Stahlwerk Bous, 
seit 2006 im 
Betriebsrat und 
seit Januar 2022 
Betriebsrats- 
vorsitzender.
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Einkommensentwicklung von Vollzeitbeschäftigten im ersten Halbjahr 
2025 (ohne Sonderzahlungen) 

Bruttomonatsverdienst Vorjahresveränderung 
2024 Q2/202S Verdienst-

Wirtschaftsbereich West- West- abstand 
Saarland deutschland Saarland deuschland 

Euro in% 
Produzierdendes Gewerbe u. Oienstleistungsber 4.4S8 4.810 2,2 3,4 -7,3
Produzierendes Gewerbe u. wirtschaftl. DL 4.404 4.836 2,7 3,6 -8,9
Produzierendes Gewerbe 4.508 4.826 1,9 3,5 -6,6
Verarbeitendes Gewerbe 4.556 4.989 1,6 3,3 -8,7

Nahrungs- und FuttermitteUndustrie 3.567 3.954 1,6 3,9 -9,8
Gummi- und Kunststoffindustrie 4.313 4.253 3,8 3,3 1,4
Metallerzeugung und -bearbeitung 4.607 4.860 0,1 2,8 -5,2
H erst. von Metallerzeugnissen 4.029 4.318 -0,4 2,3 -6,7
H erst. von elektrischen Ausrüstungen 4.385 5.109 2,6 3,4 -14,2
Maschinenbau 4.848 5.302 1,5 2,7 -8,6
H erst. v. Kfz und Kfz-teilen 5.191 5.918 1,7 3,4 -12,3

Energieversorgung 5.595 5.968 5,9 3,8 -6,2
Wasserver- u. entsorgung 4.026 4.246 1,8 2,9 -5,2
Baugewerbe 4.124 4.113 3,0 4,2 0,3

Oi enstlei stungsberei eh 4.430 4.803 2,6 3,5 -7,8
Wirtschaftüche Dienstleistungen 4.302 4.844 3,4 3,7 -11,2
Öffentliche und persönüche Dienstleistungen 4.593 4.736 1,9 3,3 -3,0

Öffentl. Verwaltung, Verteid., Sozialvers. 4.467 4.623 -0,1 2,6 -3,4 
Gesundheits- und Sozialwesen 4.656 4.740 4,2 3,3 -1,8 

Quelle: Statistisches Landesamt Saarland; Statistisches Bundesamt Arbeitskammer 

Die Tarifeinkommen sind 2025 
nominal in geringerem Maße 
gestiegen als in den Vorjahren 
unter hohem Inflationsdruck. Die 
Entwicklung der Realeinkommen 
weist dabei deutliche Unter-
schiede auf. Am unteren Ende der 
Einkommensverteilung trägt das 
Urteil des EuGH zur Stärkung 
eines sozialen Europas bei.

Von Karsten Ries

Die Tarifrunde 2025 war ver-
gleichsweise klein. Mit Ausnahme 
des Öffentlichen Dienstes (Bund 
und Kommunen) sowie der Leih-
arbeit fanden Verhandlungen 
überwiegend in kleineren Berei-
chen statt. Zum Ende des Jahres 
startete die Tarifrunde für den Öf-
fentlichen Dienst der Länder. Ins-
gesamt verhandelten die DGB-
Gewerkschaften für rund 7,5 Millio-
nen Beschäftigte neue Vergü-
tungstarife. Die Bilanz des 
WSI-Tarifarchivs fällt für 2025 eher 
ernüchternd aus: Nach vorläufigen 
Daten liegt die durchschnittliche 
Steigerung der Tariflöhne mit 2,4  
Prozent deutlich unter den Steige-
rungen der Vorjahre. Ein Haupt-
grund hierfür ist, dass in 2025 
keine steuerfreien Inflationsaus-
gleichszahlungen mehr möglich 
waren. Diese sind zwar in die Ab-
schlusssummen der Vorjahre ein-
geflossen, bleiben bei den aktuel-
len Tarifrunden aber unberück-
sichtigt, was sich spürbar dämp-
fend auf die Tarifentwicklung 
auswirkt. Nach Abzug der Inflation 
konnten die Tarifeinkommen zu-
mindest stabilisiert werden, doch 
nach den Reallohnverlusten der 
Vorjahre besteht aus Beschäftig-
tenperspektive unverändert Auf-
holbedarf.

Nach den Ergebnissen der Ver-
diensterhebung der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder 
liegen die Bruttomonatsverdienste 
an der Saar nach wie vor zum Teil 
deutlich unter den Einkommen in 
Westdeutschland und stiegen 
hierzulande – insbesondere im 
Verarbeitenden Gewerbe – weni-
ger stark. Dabei sind in den einzel-

nen Wirtschaftsbereichen spür-
bare Unterschiede bemerkbar. 
Besonders deutlich wird dies in 
der Metallindustrie: Die schwieri-
gen Rahmenbedingungen der 
saarländischen Industrie spüren 
die Beschäftigten somit ganz kon-
kret im Portemonnaie. Leicht über 
dem Durchschnitt und stärker als 
in Westdeutschland stiegen die 
Einkommen der Vollzeitbeschäf-
tigten in der Energieversorgung 
sowie der Gummi- und Kunststoff-
industrie. Durchschnittlich liegt der 
Verdienstrückstand des Produzie-
renden Gewerbes an der Saar bei 
-6,6 Prozent, für die Privatwirt-
schaft insgesamt, d. h. einschließ-
lich der wirtschaftlichen Dienst-
leistungen (-11,2%), bei -8,9 Pro-
zent. Im Dienstleistungsbereich 
sind es -7,8 Prozent

Im Hinblick auf niedrige Einkom-
men hat der Europäische Gerichts-
hof am 11. November ein wichtiges 
Urteil im Hinblick auf ein soziales 
Europa gefällt und die Gültigkeit 
der EU-Mindestlohnrichtlinie im 
Grundsatz bestätigt. Zwar müssen 
direkte Kriterien zur Festlegung 
der Mindestlöhne annulliert wer-

den. Davon explizit nicht betroffen 
ist aber zum einen die indirekte 
Verpflichtung, dass 60 Prozent 
des Medianeinkommens als Refe-
renzwert für die angemessene 
Höhe der Lohnuntergrenze anzu-
sehen sind. Zum anderen bleibt 
die Pflicht zur Stärkung von Tarif-
verhandlungen davon unbetrof-
fen, wenn die Tarifbindung den 
Schwellenwert von 80 Prozent 
unterschreitet. Entgegen mancher 
Berichterstattung, wurde die EU-
Mindestlohnrichtlinie also mitnich-
ten geschliffen. Vielmehr muss 
jetzt aus Sicht der AK die langjäh-
rige Forderung der Orientierung 
an der 60-Prozent-Schwelle end-
lich auch in nationales Recht um-
gesetzt werden. Und angesichts 
der Tatsache, dass in Deutschland 
nur noch knapp die Hälfte aller Be-
schäftigten tarifgebunden ist, ist 
die Bundesregierung gefordert, 
endlich einen ambitionierten Akti-
onsplan zur Stärkung der Tarifbin-
dung vorzulegen. 

Karsten Ries leitet das Referat 
Wirtschaftsstruktur, Arbeitsmarkt- 
und Verteilungspolitik.

Die Brutto- 
monatsver- 
dienste liegen 
im Saarland 
zum Teil 
deutlich unter 
dem 
Einkommen in 
West- 
deutschland. 
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Bei den Einkommen gibt es 
weiterhin Aufholbedarf
ENTWICKLUNG  Steigerung der Tariflöhne liegt deutlich unter den Vorjahren

Beim Lohn-  
spiegel der 
Hans-Böckler-
Stiftung kann 
man für über 
500 Berufe 
kostenlos  
das Gehalt 
vergleichen: 
www.lohn-
spiegel.de
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Der saarländische Ausbil-
dungsmarkt steckt nach wie 
vor in der Krise: Obwohl viele 
Ausbildungsstellen unbesetzt 
bleiben, ist die Zahl der neu 
abgeschlossenen Ausbildungs-
verträge 2024 erneut gesun-
ken und liegt weiterhin deutlich 
unter dem Niveau vor der 
Corona-Pandemie. Gleichzeitig 
steigt die Zahl junger Erwach-
sener ohne Berufsabschluss. 
Politik und Betriebe müssen 
dringend handeln: Eine 
wirksame Ausbildungsgarantie, 
eine solidarische Umlagefinan-
zierung und mehr Unterstüt-
zung für benachteiligte 
Jugendliche sind jetzt ent-
scheidend.

Von Dagmar Ertl

Die Zahlen sind alarmierend: 
2024 wurden im Saarland nur 
rund 5.900 Ausbildungsver-
träge abgeschlossen. Das ist  
deutlich weniger als vor der Co-
rona-Pandemie. Dabei gibt es 
rechnerisch mehr Ausbildungs-
stellen als Bewerber. Trotzdem 
bleiben viele Jugendliche ohne 
Chance auf eine qualifizierte 
Ausbildung. Rund 37.000 junge 
Erwachsene im Alter von 20 bis 
34 Jahren verfügen im Saarland 
laut dem Berufsbildungsbericht 
2023 über keinen Berufsab-
schluss. Das bedeutet schlech-
tere Chancen auf dem Arbeits-

markt, geringere Einkommen 
und ein erhöhtes Risiko für Ar-
beitslosigkeit.

Im Beratungsjahr 2024/25 
haben sich laut aktueller Zahlen 
der Agentur für Arbeit im Saar-
land 4.871 junge Menschen um 
eine Ausbildungsstelle bemüht. 
Doch gerade einmal 1.798 von 
ihnen konnten tatsächlich star-
ten. 639 Bewerberinnen und 
Bewerber sind auf Alternativen 
ausgewichen und suchen weiter 
nach einem Ausbildungsplatz, 
139 Jugendliche sind weiterhin 
ohne Perspektive.

Die Betriebe meldeten 5.955 
Ausbildungsstellen, ein Minus 
von 3,0 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Dennoch blieben 462 
Stellen unbesetzt. Das ist  ein 
klares Zeichen für gravierende 
Passungsprobleme. Die Gründe 
liegen dabei nicht nur in fehlen-
den Bewerberinnen und Ber-
werbern, sondern auch in sozia-
len Hürden: Wer keinen guten 
Schulabschluss hat oder aus 
bildungsfernen Familien kommt, 
hat deutlich schlechtere Chan-
cen. Hinzu kommen häufig auch 
Sprachprobleme. 

Die Arbeitskammer des 
Saarlandes kritisiert, dass trotz 
intensiver Berufsberatung die 
Zahl der abgeschlossenen Aus-

Perspektiven für junge Menschen 
müssen jetzt geschaffen werden
AUSBILDUNGSMARKT  Die Lage im Saarland bleibt alarmierend

bildungsverträge weiterhin 
deutlich unter dem Vor-Corona-
Niveau liegt. Viele Schulabgän-
ger melden sich gar nicht erst 
bei der Agentur für Arbeit, an-
dere landen trotz Ausbildungs-
wunsch in Helferjobs oder im 
Übergangssystem – oft ohne 
Abschluss. Um eine Trend-
wende zu erreichen, braucht es 
eine wirksame Ausbildungsga-
rantie, die jedem ausbildungs-
willigen Jugendlichen einen 
Platz sichert. Dafür müssen 
mehr Betriebe ausbilden – aktu-
ell sind es nur 21 Prozent im 
Saarland. Die Arbeitskammer 
schlägt vor, die Verbundausbil-
dung auszubauen, eine solidari-
sche Umlagefinanzierung ein-
zuführen, ausbildungsbeglei-
tende Hilfen zu stärken, die Be-
rufsorientierung zu intensivieren 
und zusätzliche außerbetriebli-
che Ausbildungsplätze zu 
schaffen.

Nur wenn Politik und Betriebe 
jetzt gemeinsam handeln, kann 
verhindert werden, dass eine 
ganze Generation den An-
schluss verliert. Eine abge-
schlossene Ausbildung ist der 
Schlüssel für Fachkräfte- 
sicherung und soziale Teilhabe. 
Sie darf unter keinen Umstän-
den dem Zufall überlassen blei-
ben.

Dagmar Ertl ist Referentin für 
Arbeitsmarkt und Armutspolitik.

Es braucht eine wirksame 
Ausbildungsgarantie

Obwohl es 
rechnerisch 

mehr Stellen 
als Bewerber 
gibt, bleiben 
im Saarland 
viele junge 
Menschen 

ohne 
Ausbildung.
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Fast 41 Prozent der saarländi-
schen Haushalte können sich 
einer Studie zufolge die Wärme-
wende nicht leisten. Das birgt 
auch sozialen Sprengstoff. Damit 
die Wärmewende hierzulande 
gelingen kann, braucht es ein 
Bündel an Maßnahmen. 

Von Patricia Bauer, Christian Ott, 
Bertold Schweitzer und Carina Webel

Die Wärmewende im Saarland ist 
weit mehr als ein technisches 
Modernisierungsprojekt. Sie ist 
eine soziale Mammutaufgabe – 
und sie entscheidet darüber, ob 
Klimaschutz für die Menschen im 
Land zur Chance oder zur Belas-
tung wird. Das zeigt eine aktuelle 
Studie, die der Sozialklimarat im 
Auftrag der Arbeitskammer für 
das Saarland erarbeitet hat. Ihr 
Befund ist eindeutig – und alar-
mierend: Fast 41 Prozent der 
saarländischen Haushalte kön-
nen die notwendigen Investitio-
nen für Heizungsumstellungen 
oder energetische Sanierungen 
nicht aus eigener Kraft stemmen. 
Bundesweit liegt dieser Wert 
deutlich niedriger (ca. 30%). Die 
Gründe sind bekannt: geringere 
Einkommen, hohe Eigentümer-
quote, viele Altbauten – oft noch 
mit Ölheizungen – sowie Vermie-
ter, die selbst durch steigende 
Kosten und komplexe Vorgaben 
überfordert sind. Selbst Men-
schen mit mittleren Einkommen 
geraten an ihre Grenzen, wenn 
Wärmepumpe, Dämmung oder 
ein Nahwärmeanschluss gleich-
zeitig finanziert werden sollen.

Damit droht eine gefährliche 
soziale Schieflage. In der Be-
schäftigtenbefragung 2024 gab 
über ein Drittel an, Angst vor zu 
hohen Kosten durch Klima-
schutzmaßnahmen zu haben. 
Unter ihnen wiederum äußerten 
sich zwei Drittel unzufrieden mit 
der Demokratie. Die Wärme-
wende wird damit zu einem poli-
tischen Stresstest: Ohne soziale 
Leitplanken wächst das Miss-
trauen gegenüber staatlichem 
Handeln. 

Technologisch ist der Weg klar: 
Wärmepumpen und Wärme-
netze werden die Leistungsträ-
ger der Wärmewende sein. Sozi-
alpolitisch hingegen sind große 
Hürden zu überwinden. Nicht nur 
die Investitionskosten sind hoch 
– auch die Informationsbeschaf-
fung, die Suche nach Beraterin-
nen und Beratern oder das Aus-
füllen von Förderanträgen über-
fordern viele Menschen.

Die AK schlägt deshalb ein 
Bündel an Maßnahmen vor:

• Erstens braucht es eine un-
abhängige Landesklimaschutz 
und -energieagentur mit kosten-
losen Beratungsangeboten. Sie 
soll bei der Erstellung von Sanie-
rungspläne unterstützen, und 
Förderanträge begleiten – eine 
zentrale, aufsuchende Unterstüt-
zung besonders für ältere, ein-
kommensschwache oder unsi-
chere Haushalte.

• Zweitens fordert die AK eine 
sozial gestaffelte Förderung. 
Bundesprogramme müssen 
stärker nach Einkommen diffe-
renzieren. Ergänzend soll das 
Land über den Transformations-
fonds Zuschüsse für einkom-
mensschwache Haushalte, sozi-
alen Wohnraum und quartiers-
bezogene Lösungen bereitstel-
len. Für Menschen ohne 
Eigenkapital braucht es Til-
gungszuschüsse, staatlich gesi-
cherte Kredite und klare Förder-
kriterien.

• Drittens muss die Politik auf 
serielle Quartierssanierungen 
setzen: standardisierte Verfah-
ren, geringere Kosten, stabile 
Lieferketten und regionale Be-
schäftigung. Kommunale Unter-
nehmen sollen solche Projekte 
vorantreiben – auch dafür müs-
sen sie finanziell gestärkt wer-
den.

Alle Maßnahmen müssen 
durch ein transparentes Monito-
ring begleitet werden: CO₂-
Einsparungen, soziale Wirkung, 
Sanierungserfolge, Beschäfti-
gungseffekte. Nur so lassen sich 
Fehlentwicklungen korrigieren 
und Vertrauen schaffen.

Dabei bietet die Wärmewende 
auch enorme Chancen für den 
Arbeitsmarkt. Von Planung über 
Installation bis Wartung entste-
hen neue Jobs – vorausgesetzt, 
das Land investiert in Qualifizie-
rung, Ausbildung und Tarifstan-
dards.

Fazit: Die Wärmewende kann 
im Saarland gelingen – aber nur, 
wenn sie sozial gerecht gestaltet 
wird. Ohne klare Förderung, ver-
ständliche Beratung und politi-
sche Verlässlichkeit drohen sozi-
ale Spannungen und verpasste 
Klimaziele. Mit einem starken öf-
fentlichen Rahmen hingegen 
wird sie zum Zukunftsprojekt für 
das ganze Land.

Dr. Patricia Bauer, Christian Ott,
Dr. Bertold Schweitzer und Carina 
Webel sind Referentinnen und 
Referenten der Abteilung 
Wirtschafts- und Umweltpolitik. 

Viele 
Menschen im 
Saarland 
können den 
Einbau einer 
Wärme- 
pumpe und 
weitere ener- 
getische 
Sanierungs-
maßnahmen 
finanziell nicht 
stemmen.Fo
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Die Wärmewende wird zu 
einem politischen Stresstest
SAARLAND  Eine erfolgreiche Wärmewende muss sozial gerecht gestaltet werden

Der Abschluss-
bericht der 
Studie „Die 
Lebensrealität 
des Saarlands 
in 16 Personas“ 
wurde in der 
Reihe „AK-
Texte“ veröf-
fentlicht: 
www.arbeits- 
kammer.de/
personas

Die AK-Ana-
lyse zur 
sozialen 
Wärmewende 
finden 
Interessierte 
hier: www.
arbeits- 
kammer.de//
ak-analyse- 
waermewende

!
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Von Simone Hien

Auch bei den Tafeln im Saarland 
zeigt sich die wachsende Armut in 
der Region: Seit Jahren erleben sie 
einen stetig steigenden Zulauf. Die 
Tafel Homburg (2006 gegründet), 
die auch eine Ausgabestelle in St. 
Ingbert hat, rettet im Monat rund 18 
Tonnen Lebensmittel und ver-
zeichnet aktuell 360 Abholende, 
wie Antonius Daschner, der Koordi-
nator der Homburger Tafel, infor-
miert. Die Zahl sei vor allem seit 
2015 stark gestiegen und dann zu-
letzt mit dem Ausbruch des Ukra-
ine-Krieges 2022. Weil man keine 
Kapazitäten mehr habe, bestehe 
derzeit ein Aufnahmestopp. Die Ta-
fel Homburg ist ein eigenständiger 
Verein mit 125 Mitgliedern, von de-
nen viele auch nur finanziell unter-
stützen. Aktive Helfer sind Vereins-
mitglieder und zirka weitere 100 
Ehrenamtliche „quer durch alle Be-
völkerungsschichten vom Arzt bis 
zu Bedürftigen selbst und viele äl-
tere Leute“, sagt Daschner. Und 
betont: „Die Armut ist größer ge-
worden, das merken alle Tafeln. 
Die Lebensmittel sind teurer ge-
worden, die Wohn- und Heizkos-
ten, eigentlich ist alles teurer ge-
worden, nur die Transferleistungen 

sind nicht in dem Maße gestiegen.“
Die Tafel Saarbrücken, die be-

reits seit 1998 existiert, unterstützt 
etwa 600 Haushalte sowie 20 so-
ziale Einrichtungen „wie die Wär-
mestube, die Kältehilfe und Stadt-
teilbüros, wo eine große Zahl von 
Kindern und Jugendlichen hin-
kommt. Wir sind die einzige Tafel 
im Saarland, die an fünf Tagen Le-
bensmittel verteilt“ so Alexandra 

Moser, die Vorsitzende des Vereins. 
225 Mitglieder und 170 ehrenamt-
liche Mitarbeiter bewältigen die 
Arbeit. Ab 2026 sollen wegen einer 
konstant hohen Zahl an Anfragen 
von Bedürftigen und einer langen 
Warteliste durch eine Umstellung 
der Ausgabe doppelt so viele 
Haushalte versorgt werden kön-
nen. 2024 hat die Tafel Saarbrü-
cken rund 530 Tonnen Lebensmit-
tel gerettet.

Die 2015 gegründete Tafel Saar-
louis versorgt rund 450 Haushalte. 
„In den vergangenen Jahren hat 
die Zahl der Hilfesuchenden spür-
bar zugenommen. Neben Zuge-
wanderten wenden sich zuneh-
mend Großfamilien, Alleinerzie-

Die Zahl der Hilfesuchenden 
nimmt seit Jahren stetig zu
ARMUT  Die Tafeln im Saarland unterstützen hunderte von Armutsbetroffenen

hende, Einzelpersonen und Rent-
ner an die Tafel, da sie ihre 
Lebenshaltungskosten nicht mehr 
eigenständig tragen können“, be-
richtet Marina Mokin. Sie ist die Ko-
ordinatorin der Tafel Saarlouis, de-
ren Träger der Caritasverband 
Saar-Hochwald ist. Die Tafel müsse 
zeitweise einen Aufnahmestopp 
verhängen, weil die Kapazitäten er-
reicht sind. Rund 70 Ehrenamtliche 
– Rentner, Teilzeitbeschäftigte, Mi-
granten und Bedürftige selbst – 
stemmen die Arbeit.

Die Tafeln Neunkirchen (seit 
2001) und St. Wendel (seit 2006) 
verzeichnen ebenfalls einen An-
stieg von Hilfesuchenden. Laut 
Thomas Mörsdorf, Fachdienstleis-
ter für den allgemeinen sozialen 
Dienst beim Caritasverband 
Schaumburg-Blies, in dessen 
Trägerschaft sich die beiden  Tafeln 
befinden, ist nach wie vor Alleiner-
ziehung das größte Armutsrisiko, 
„dicht gefolgt von Krankheit, Be-
hinderung und Migrationshinter-
grund.“ Wer zu den Tafeln Neunkir-
chen oder St Wendel kommt, er-
halte auch eine Sozialberatung, 
um Zugang zu Leistungen wie 
Wohngeld oder Kinderzuschlag zu 
bekommen. Mörsdorf betont: „Die 
Tafeln sind keine Antwort auf ge-
sellschaftliche Probleme, sondern 
zunächst eine schlichte Armutslin-
derung.“

Auch die Tafel Merzig, getragen 
von der evangelischen Kirchenge-
meinde Merzig, kommt an ihre Ka-
pazitätsgrenze. Sie versorgt 350 
Haushalte – mehr als dreimal so 
viele wie bei der Gründung 2003. 
Jährlich werden rund 110 Tonnen 
Lebensmittel gerettet. Für Koordi-
nator Frank Paqué ist wichtig: „Die 
Tafeln sind in erster Linie Umwelt-
organisationen, die Lebensmittel 
vor der Vernichtung retten, um sie 
sinnvoll weiterzugeben.“ Die Armut 
sei spürbar gestiegen, aber ver-
steckter denn je, besonders unter 
den Rentnern. Um das Verkehrsin-
frastrukturproblem zu lösen, 
bringe man fertig gepackte Päck-
chen nach Perl und Beckingen. Für 
andere Gemeiden  habe man lei-
der keine Partner finden können. 

2024 rund 530 Tonnen 
Lebensmittel gerettet 

Die Tafeln 
retten Lebens- 

mittel vor der  
Vernichtung 

und geben sie 
an Menschen, 

die auf 
staatliche 
Transfer- 

leistungen 
angewiesen 
sind, weiter. Fo
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Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich immer mehr, die 
Armut wächst. Laut Drittem Aktionsplan zur Armutsbekämpfung im 
Saarland von 2024 ist die Armutsquote hierzulande von 2005 bis 
2023 von 15,5 auf 19,7 Prozent gestiegen – und die aktuelle wirt-
schaftliche Situation gibt weiterhin Anlass zur Sorge. Zu den Einrich-
tungen im Land, die Betroffenen zu helfen versuchen, gehören vor 
allem auch die elf Tafeln mit ihren vielen Helferinnen und Helfern. 
Wir haben mit einigen von ihnen gesprochen und unter anderem 
nach den aktuellen Entwicklungen gefragt. 
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Den Dritten 
Aktionsplan 

zur Armutsbe-
kämpfung im 

Saarland  
finden 

Interessierte 
auf der 

Internetseite 
der Saarländi-

schen 
Armutskonfe-
renz: https://

sak-ev.de

Infos über die 
Tafeln gibt es 

hier: www.
tafel.de 

!
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Die Situation auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert sich weiter
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Position

Die von der Bundesregierung 
im Rahmen der Aktivrente 
geplante steuerliche Änderung 
klingt verlockend: Rentnerinnen 
und Rentner sollen bis zu 2.000 
Euro im Monat steuerfrei 
dazuverdienen können. Eine 
genauere Betrachtung offen-
bart jedoch die zahlreichen 
Schattenseiten der Reform.

Von Frank Bandau

Um die Rentenversicherung zu 
entlasten und dem Fachkräfte-
mangel entgegenzuwirken, 
plant die Bundesregierung zum 
1. Januar 2026 die Einführung 
der sogenannten Aktivrente. Da-
bei handelt es sich nicht, wie der 
Name vermuten ließe, um eine 
neue Rentenform, sondern um 
eine steuerliche Entlastung: 
Rentner und Rentnerinnen sol-
len nach Erreichen der Regelal-
tersgrenze 2.000 Euro im Monat 
steuerfrei dazuverdienen kön-
nen. Das mag gut klingen, ist 
aber aus drei Gründen proble-
matisch.

Erstens drohen dem Staat 
durch die Aktivrente hohe Steu-
erausfälle. Da viele Rentner und 
Rentnerinnen auch ohne Aktiv-
rente weiterarbeiten würden, 
entstehen starke Mitnahme- 
effekte. Das Bundesfinanzminis-
terium selbst geht von Minder-
einnahmen von knapp 900 Mil-
lionen Euro im Jahr aus, das Ins-
titut der deutschen Wirtschaft 
rechnet sogar mit Steuerausfäl-
len von 1,4 Milliarden Euro.  
Zusätzliche Steuereinnahmen 
durch eine höhere Beschäfti-
gung, die die Mindereinnahmen 
ausgleichen könnten, sind da-
gegen äußerst ungewiss .

Zweitens ist die Aktivrente so-
zial ungerecht, da vor allem Bes-
serverdienende davon profitie-
ren würden. Zum einen zahlen 
sie einen höheren Steuersatz 
und würden daher stärker ent-
lastet als Menschen mit gerin-
gerem Einkommen – wer neben 
einer Standardrente weitere 
2.000 Euro Lohn bekommt, 

würde rund 140 Euro im Monat 
netto mehr haben, wer 5.000 
Euro verdient, hätte rund 770 
Euro netto mehr. Zum anderen 
stammen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte im Alter 
vornehmlich aus höheren Ein-
kommensgruppen. Ältere Mini-
jobberinnen und Minijobber, die 
in der Regel über geringe Ren-
ten verfügen, gehen hingegen 
leer aus – ihr Einkommen ist oh-
nehin steuerfrei. Wer im Alter 
noch arbeiten muss, um eine 
kleine Rente aufzustocken, hat 
also nichts von der Aktivrente. 
Wer viel verdient, spart dagegen 
im Jahr tausende Euro an Steu-
ern.

Drittens ist die Aktivrente aus 
rechtlicher Sicht problematisch. 
Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung beschränkt die steu-
erliche Begünstigung auf ab-
hängig Beschäftigte, Selbst-
ständige sollen nicht davon pro-
fitieren. Klagen scheinen damit 
vorprogrammiert, da die Aktiv-
rente in der aktuellen Form ge-
gen den Grundsatz der Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung ver-
stoßen könnte. Würde die Rege-
lung aber tatsächlich auf 
Selbstständige ausgeweitet, 

Aktivrente: Ein Schritt in  
die falsche Richtung
REFORM  Geplanter Gesetzesentwurf ist teuer und sozial ungerecht

würden die Kosten für den 
Staatshaushalt nochmals deut-
lich steigen – auf bis zu 2,8 Mil-
liarden Euro jährlich!

Neben diesen konkreten Kri-
tikpunkten geht die Aktivrente 
auch ganz grundsätzlich in die 
falsche Richtung: Anstatt für 
eine solide soziale Absicherung 
im Alter zu sorgen – etwa durch 
eine Anhebung des Rentenni-
veaus – führt sie zu einer weite-
ren Normalisierung von Arbeit 
im Ruhestand. Das gesetzliche 
Renteneintrittsalter wird zwar 
nicht weiter angehoben, aber 
aufgeweicht. Für viele Gering-
verdienende ist das Weiterarbei-
ten im Rentenalter schon heute 
nicht freiwillig, sondern bittere 
Notwendigkeit, weil die Rente 
hinten und vorne nicht reicht.

Dem Fachkräftemangel ließe 
sich schließlich eher begegnen, 
wenn über eine Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen dafür 
Sorge getragen würde, dass 
mehr Beschäftigte ihr gesetzli-
ches Renteneintrittsalter gesund 
erreichen, statt vorher auszu-
scheiden. Dies würde obendrein 
die finanzielle Basis der gesetz-
lichen Rentenversicherung stär-
ken und damit allen Beschäftig-
ten zugutekommen.

Dr. Frank Bandau ist Referent 
für Sozialpolitik.

Bei der Aktivrente sollen Rentner 2.000 Euro im Monat steuerfrei 
hinzuverdienen dürfen. Für viele Geringverdienende ist das Weiter-
arbeiten im Rentenalter aber nicht freiwillig, sondern notwendig, 
weil die Rente hinten und vorne nicht reicht.
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Renteneintrittsalter wird 
aufgeweicht
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Die saarländischen Kitas können 
die Betreuungsbedarfe nicht 
decken. Pädagogisches Fach-
personal wird händeringend 
gesucht. Gleichzeitig gilt es, die 
in dem Bereich bereits tätigen 
Fachkräfte zu halten. Um die 
Situation zu entschärfen, hat ein 
breit aufgestellter Kooperations-
verbund, in dem auch die AK ver-
treten ist, umfangreiche Maß-
nahmen präsentiert.

Von Tabea Hust

Kitas im Saarland stehen vor gro-
ßen Herausforderungen: Während 
die Betreuungsbedarfe steigen, 
fehlt es an pädagogischen Fach-
kräften, um eine kindgerechte Bil-
dung, Erziehung und Betreuung 
gewährleisten zu können. Im Juli 
2024 haben sich deshalb Ge-
werkschaften (ver.di und GEW), 
Vertreter der Träger sowie der Kin-
der- und Jugendhilfe, ministerielle 
und hochschulische Vertreter, Ins-
titutionen der Bundesagentur für 
Arbeit und Interessenvertretun-
gen zum Kooperationsverbund 
zur Fachkräftesicherung und -ge-
winnung in der frühkindlichen Bil-
dung zusammengeschlossen. Die 
Arbeitskammer war mit der Orga-
nisation und Begleitung des Pro-
zesses betraut. 

Gemeinsames Ziel war und ist 
es, neue Fachkräfte für das Feld 
zu gewinnen und bereits vorhan-
dene langfristig zu halten – ein 
Bestreben, das eine vertrauens-
volle und verlässliche Zusam-
menarbeit der Kooperationspart-
ner über organisatorische Gren-
zen hinweg voraussetzt. Neben 
naturgemäßen Diskussionsbedar-
fen, die sich aus der heterogenen 
Zusammensetzung des Verbun-
des ergeben, birgt die Vielfalt der 
Mitglieder auch ein großes Poten-
zial. Selten kommen so viele Ak-
teure und Perspektiven zusam-
men, die der Wunsch eint, hoch-
wertige Bildungs- und Betreu-
ungsangebote und zugleich gute 
Beschäftigungsbedingungen im 
Saarland sicherzustellen. Über ein 
Jahr hinweg wurde ein gemeinsa-

mes Papier mit Handlungsemp-
fehlungen für eine nachhaltige 
Fachkräftesicherung und -gewin-
nung erarbeitet. Dieses hat der 
Verbund im Oktober 2025 im Rah-
men einer Pressekonferenz vor-
gestellt. Zentrale Ideen sind:
•	 Die Arbeitsbedingungen für 

Fachkräfte sollen durch Ent-
lastungsmaßnahmen (etwa 
durch Verwaltungskräfte) und 
solide aufgestellte multipro-
fessionelle Teams verbessert 
werden.

•	 Eine Steigerung der Attrakti-
vität der Ausbildung, etwa 
durch hybride Aus- und Wei-
terbildungsformate und 
durch einen Ausbau des pra-
xisintegrierten, vergüteten 
Ausbildungsformats „PiA“.

•	 Als eine zentrale Stell-
schraube wird die schnellere 
Anerkennung ausländischer 
und nicht-saarländischer Ab-
schlüsse benannt. Gleiches 
gilt für Quereinsteigerinnen 
und Quereinsteiger, die Kitas 
gewinnbringend einrich-
tungsgebunden unterstützen 
können. Zugangshürden zum 
Feld gilt es zu minimieren, in-
dem Anerkennungsprozesse 
transparenter gestaltet und 
beschleunigt werden.

•	 Maßnahmen zum Arbeits- 
und Gesundheitsschutz sind 
essenziell. Betriebliche Ge-
sundheitsförderung, aber 
auch die Möglichkeit zur Su-

Gute Arbeit ist essenziell für die 
Fachkräftesicherung in Kitas
FRÜHKINDLICHE BILDUNG  Kooperationsverbund stellt neue Maßnahmen vor

pervision und die Wahrneh-
mung externer Beratungsan-
gebote sollten allen Fach-
kräften zur Verfügung stehen.

•	 Eine landesweite Kampagne 
zur Fachkräftegewinnung ist 
in Planung. Diese soll ziel-
gruppenspezifisch für das 
Berufsfeld Kita werben.

Alle Mitglieder haben die Absicht, 
die im Arbeitspapier genannten 
Maßnahmen weiterzuentwickeln 
und regelmäßig zu überprüfen. 
Eine weitere Zusammenarbeit im 
Verbund ist halbjährlich vorgese-
hen. Zusammenfassend lässt sich 
aus Sicht der AK festhalten: Hoch-
wertige frühkindliche Bildungsan-
gebote sind ein zentraler Baustein 
unserer Gesellschaft und erfor-
dern gut ausgebildete Fachkräfte. 
Doch nur, wenn hierbei die Krite-
rien Guter Arbeit gewährleistet 
sind, können Fachkräfte langfristig 
im Beruf gehalten werden. Eine 
starke multiprofessionelle Zusam-
menarbeit in Kindertageseinrich-
tungen entlastet die Beschäftig-
ten und eröffnet neue Perspekti-
ven für die Einrichtungen. Zu-
gleich darf eine Öffnung für 
vielfältige Berufsgruppen jedoch 
nicht zu Lasten der Qualität ge-
hen. Die Wahrung eines hohen 
pädagogischen Standards bleibt 
das Maß jeder erfolgreichen Fach-
kräftestrategie.

Tabea Hust ist Referentin für 
Bildungs- und Kulturpolitik.

Eine gute 
frühkindliche 
Bildung ist ein 
zentrales 
Element einer 
funktionieren-
den Gesell-
schaft.
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Das gesamte 
Arbeitspapier 
des Koopera-
tionsverbun-
des gibt es im 
Internet: 
www.arbeits- 
kammer.de/
arbeitspapier-
kooperations-
verbund

!
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Intern

Aus Sicht der Arbeitskammer 
muss die Politik im Saarland 
jugendgerechter werden. 
Deshalb gibt es bei der AK seit 
kurzem das StartHub. Wir 
haben mit den beiden An-
sprechpartnern darüber 
gesprochen, um was es konkret 
dabei geht und was ihre 
Aufgabenbereiche sind. 

Von Simone Hien

Junge Menschen wollen mehr 
mitreden. Sie wollen sich einmi-
schen, ihre Lebenswelt mitge-
stalten und gehört werden – und 
sie sollten mehr mitbestimmen 
dürfen. Um sie bei all dem zu un-
terstützen, hat die Arbeitskammer 
in diesem Jahr das StartHub ins 
Leben gerufen. „Unsere Schwer-
punkte liegen in der Netzwerkar-
beit und im Bereich der Jugend-
politik. Das StartHub steht allen 
demokratischen Jugendorgani-
sationen kostenlos für Sitzungen, 
Workshops oder Vernetzungs-
treffen zur Verfügung. Bis jetzt ha-
ben sich unter anderem der Lan-
desjugendring, Jugendgremien 
der Gewerkschaften, die Landes-
schülervertretung und der AStA 
der Saar-Uni hier getroffen“, be-
richtet Kai Girlinger (27), Referent 

für Jugendpolitik in der AK-Abtei-
lung Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik. Bei der Netzwerk-
arbeit solle es auch darum ge-
hen, verschiedene Organisatio-
nen zusammenzubringen und 
Diskussionen über verschiedene 
gesellschaftspolitische Themen 
wie etwa Rente oder die Wehr-
pflicht anzustoßen, ergänzt Mar-
cel Eli (26), ebenfalls Referent für 
Jugendpolitik bei der Arbeits-
kammer. 

Die beiden waren zuvor jeweils 
in ihrem Betrieb Jugend- und 
Auszubildendenvertreter – Kai 
Girlinger bei Ford in Saarlouis, 
Marcel Eli bei ZF in Saarbrücken 

– und haben nebenberuflich ih-
ren Betriebswirt Personal- und 
Sozialwesen bei der Akademie 
für Arbeit und Sozialwesen des 
Saarlandes (AfAS) erfolgreich ab-
geschlossen. Als Ansprechpart-
ner beim StartHub der AK sind sie 
neben der Netzwerkarbeit im en-
gen Austausch mit dem DGB 
Rheinland-Pfalz /Saarland. Die 
Zusammenarbeit betrifft unter 
anderem die Berufsschultour, bei 
der Azubis über ihre Rechte so-

Junge Menschen unterstützen, 
vernetzen und politisch bilden
STARTHUB  Neues AK-Angebot für Schüler, Auszubildende und Studierende

wie Themen wie Gewerkschaf-
ten, Tarifverträge und Interessen-
vertretungen informiert werden. 
Hinzu kommt der Projekttag 
Schule und Arbeitswelt der AK, 
der Berufsorientierung in allge-
meinbildenden Schulen anbietet. 
Seit sie dieses Projekt im laufen-
den Schuljahr übernommen ha-
ben, wurden bereits über 400 
Schülerinnen und Schüler aufge-
klärt. „Mit dem DGB zusammen 
haben wir im Sommer zwölf neue 
Referenten ausgebildet, für März 
nächsten Jahres steht die nächste 
Qualifikationsrunde an“, sagt Eli. 

Weitere Arbeitsbereiche sind 
beispielsweise die Organisation 
und Durchführung des Esther-
Bejarano-Preises (Näheres dazu 
siehe Seite 43) sowie die Förde-
rung von Demokratie- und Medi-
enkompetenzen bei Auszubil-
denden. Dazu haben Girlinger 
und Eli zusammen mit dem Bil-
dungszentrum der AK in Kirkel 
(BZK) das Seminar „Reeltalk“ ent-
wickelt, Es findet vom 27. bis 29. 
Juli im BZK statt. Die Teilnehmen-
den lernen, wie sie Social Media 
gezielt nutzen können, um ge-
sellschaftspolitisches Engage-
ment sichtbar zu machen (Infos: 
www.bildungszentrum-kirkel.de). 
Ein Projekttag „Demokratie und 
Medienkompetenz“ ist gerade in 
der Planung. Gemeinsam mit Ja-
kob Maas, der Soziale Arbeit und 
Pädagogik der Kindheit an der 
Hochschule für Technik und Wirt-
schaft (htw saar) studiert und sein 
Praxissemester bei der AK absol-
viert, sind die beiden AK-Jugend-
referenten außerdem gerade da-
bei, Angebote für Studierende zu 
erarbeiten. Unter anderem solle 
es darum gehen, Studierende bei 
Problemen zu unterstützen und 
aufs Arbeitsleben vorzubereiten. 
Die beiden AK-Jugendreferenten 
sind sich einig: Sie konnten schon 
vieles anstoßen, vieles ist beim 
noch jungen StartHub aber auch 
noch im Fluss – so soll es bei-
spielsweise in Zukunft auch ei-
gene Social-Media-Aktivitäten 
geben, um Jugendliche zu errei-
chen.  

Enge Zusammenarbeit 
mit dem DGB

Kai Girlinger (links) und Marcel Eli in den Räumen des StartHub der Arbeitskammer in 
der Saarbrücker Fritz-Dobisch-Straße. 
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Die Räumlich-
keiten des 

StartHub sind 
in einem 

Nebenge-
bäude der AK, 

in der Fritz-
Dobisch-

Straße 10. 
Kontakt: Kai 

Girlinger, 
E-Mail: kai.
girlinger@

arbeits- 
kammer.de, 

Tel. 0681 
4005-431, 
Marcel Eli, 

E-Mail: marcel.
eli@arbeits- 
kammer.de, 

Tel. 0681 
4005-432.

!
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Betrieb + Gewerkschaft

Bei der 6. Ordentlichen 
Bezirkskonferenz des DGB 
Rheinland-Pfalz/Saarland 
wurden in fast 40 Anträgen die 
Schwerpunkte der gewerk-
schaftlichen Arbeit der kom-
menden Jahre beschlossen. 
Zudem standen die Wahlen des 
Vorstandes und der Regionsge-
schäftsführer an. 

Susanne Wingertszahn und Timo 
Ahr sind auf der DGB-Bezirks-
konferenz am 8. November in 
Mainz für weitere vier Jahre zur 
Vorsitzenden und zum Stellver-
tretenden Vorsitzenden des DGB 
Rheinland-Pfalz/Saarland ge-
wählt worden. Wie der DGB mit-
teilt, erhielt Susanne Wingerts-
zahn 98,85 Prozent der Delegier-
ten-Stimmen. Timo Ahr wurde 
mit 96,55 Prozent der Stimmen 
zu ihrem Stellvertreter gewählt. 

Das Duo führt damit weiterhin 
die Dachorganisation der acht 
Mitgliedsgewerkschaften und 
vertritt die Interessen von fast 
400.000 Beschäftigten in Rhein-
land-Pfalz und im Saarland. „Vier 
lebhafte Jahre liegen hinter uns, 
ich freue mich auf meine kom-
mende Amtszeit und bedanke 
mich für das Vertrauen der Ge-
werkschafter*innen. Dass wir 
Krise können, haben wir bewie-
sen. Wir geben den Interessen 
der Beschäftigten eine laute 
Stimme und wir gestalten die 
Herausforderungen unserer Zeit“, 
so Wingertszahn. Timo Ahr er-
gänzte: „Ich bin dankbar für das 
Vertrauen, das mir die Gewerk-
schaften entgegengebracht ha-
ben. Die Wahl ist für mich eine 
große Ehre und erfüllt mich mit 
Stolz. Gleichzeitig ist sie Ansporn, 
mich auch in den kommenden 
Jahren mit voller Energie für die 
Arbeitnehmer*innen einzusetzen. 
Der DGB hat sich spürbar verän-
dert: moderner, selbstbewusster, 
durchsetzungsstärker – und ich 
freue mich, diesen Weg auch in 
Zukunft weiter mitgestalten zu 
dürfen.“ Als Regionsgeschäfts-
führer wurden den Angaben zu-
folge Sebastian Hebeisen (Re-

gion Koblenz), Rüdiger Stein (Re-
gion Pfalz), Susanne Wagner (Re-
gion Rheinhessen-Nahe) und 
Fabienne Wolfanger (Region 
Saar-Trier) gewählt.

Mit rund 100 Delegierten aus 
den Mitgliedsgewerkschaften 
und zahlreichen Gästen stellte 
der DGB auf der 6. Ordentlichen 
Bezirkskonferenz zudem die 
Weichen für gewerkschaftliche 
Arbeit der kommenden vier 
Jahre. In den fast 40 beschlosse-
nen Anträgen wurden die Hand-

lungsfelder des DGB in Rhein-
land-Pfalz und im Saarland für 
die kommenden Jahre definiert. 
Ein wichtiger Block bildet die 
Stärkung von Demokratie und 
Zusammenhalt: über Bündnisar-
beit, ehrenamtliche Netzwerke 
und gemeinsam mit den Perso-
nal- und Betriebsräten. Dabei will 
der Gewerkschaftsbund weiter 
klare Kante gegen Rechts zeigen 
– auf den Straßen und Plätzen, 
aber auch in den Sozialen Me-
dien.

Die Demokratie wird zusätzlich 
gefestigt, wenn die Menschen 
einen gut funktionierenden Staat 
erleben. Der DGB will sich des-
halb weiter für einen starken Öf-
fentlichen Dienst, eine nachhal-
tige Wohnungspolitik, die wohn-

ortnahe Gesundheitsvorsorge 
und bezahlbare Mobilität einset-
zen.

Ein weiterer Schwerpunkt des 
DGB liegt auf einer starken Wirt-
schaft und Guter Arbeit. Von der 
Politik fordert er eine aktive In-
dustriepolitik, die den klimaneut-
ralen Umbau der Industrie unter-
stützt, ohne dass dabei Stand-
orte und Arbeitsplätze verloren 
gehen. Die Herausforderungen 
für Gewerkschaften würden nicht 
kleiner – im Gegenteil: „Wir erle-
ben zunehmend Angriffe auf hart 
erkämpfte Arbeitnehmerrechte 
und auf den Sozialstaat. Gleich-
zeitig ziehen sich immer mehr 
Unternehmen aus ihrer Verant-
wortung zurück – Standorttreue 
und Beschäftigungssicherung 
spielen vielerorts kaum noch 
eine Rolle. Damit wachsen auch 
die Herausforderungen für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, ebenso wie der Druck auf 
soziale und mitbestimmte Struk-
turen“, erklärte Timo Ahr. Er führte 
weiter aus: „Gerade deshalb set-
zen wir uns mit Nachdruck für 
eine starke Industrie, für mitbe-
stimmte Arbeitsplätze und für ei-
nen leistungsfähigen öffentli-
chen Dienst ein. Wir kämpfen um 
Arbeitsplätze, verteidigen den 
Sozialstaat und stehen ein für 
gute Arbeit, mehr Tarifbindung 
und echte Verteilungsgerechtig-
keit“. � red

Susanne Wingertszahn und Timo Ahr wurden als Vorstand des DGB 
Rheinland-Pfalz/Saarland wiedergewählt.
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Einsatz für einen starken 
Öffentlichen Dienst

Susanne Wingertszahn und 
Timo Ahr im Amt bestätigt
DGB-BEZIRKSKONFERENZ  Weichenstellung für die kommenden vier Jahre
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Ist doch nur 
Arbeit ...
Eben NICHT!
Wir von BEST unterstützen Betriebsräte, Personalräte und 
Mitarbeitervertretungen bei der Gestaltung besserer 
Arbeitsbedingungen! 
Besucht unsere aktuellen Seminare:
Praxisseminar: Social Media 
für Interessenvertretungen

BEST ist eine gemeinsame 
Einrichtung der Arbeitskammer 
des Saarlandes und des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes.

Jetzt buchen!

Homeoffice – Mobile Arbeit 
– Telearbeit

Qualifizierungsplanung
mitbestimmen

21.01. - 22.01.2026
AK-Bildungszentrum Kirkel

28.01.2026
AK-Bildungszentrum Kirkel

04.02.2026
AK-Bildungszentrum Kirkel
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Betrieb + Gewerkschaft

In Zeiten der tiefgreifenden 
Transformation von Arbeitswelt 
und Technologie stehen 
Betriebs-, Personal- und 
Mitarbeitervertretungen vor 
vielfältigen neuen Herausfor-
derungen. Die Beratungsstelle 
für sozialverträgliche Techno-
logiegestaltung (BEST Saarland 
e.V.) ist dabei gemeinsam mit 
der Arbeitskammer des 
Saarlandes sowie dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund und 
seinen Einzelgewerkschaften 
ein zentraler Partner im Saar-
land, wenn es darum geht, 
Interessenvertretungen in 
dieser schwierigen Zeit des 
Wandels zu unterstützen. 

Von Tobias Szygula

Die aktuellen Entwicklungen in 
der Arbeitswelt – Digitalisierung, 
Einsatz von künstlicher Intelli-
genz (KI), demografischer Wan-
del, Arbeitsorganisation auf Dis-
tanz – stellen die Mitbestim-
mungsgremien vor neue Fragen: 
Wie lassen sich Technologien so 
integrieren, dass Beschäftigte 
nicht zu Objekten werden? Wie 
bleibt Arbeit gesund, sicher und 
mitbestimmt? Wie sichern wir 
gute Arbeitsbedingungen, ge-
rade in einem strukturschwä-
cheren Umfeld wie dem Saar-
land? Genau hier setzt BEST e.V.  
an: durch Beratung, Qualifizie-
rung und Begleitung von Inter-
essenvertretungen, damit sie 
ihre Rolle aktiv und kompetent 
wahrnehmen können. 

Was macht BEST e.V. in dieser 
Rolle besonders? Erstens eine 
breite Kompetenzdatenbasis: 
Das Team vereint Ingenieurs-, 
Sozial- sowie Informations- und 
Wirtschaftsrechtswissenschaf-
ten. Zweitens: die Ausrichtung 
auf Belange von Arbeitnehmern 
und Interessenvertretungen. Be-
ratung, Information und Qualifi-
zierung sind gezielt für Gremien, 
nicht nur für die Technik- oder 
Unternehmensseite. Drittens: 
die enge Verzahnung mit aktuel-
len Transformationsherausfor-
derungen – Digitalisierung, KI, 
Gesundheitsschutz – und die 
Förderung von Mitbestimmung 

gerade dort, wo Wandel stattfin-
det. Damit wird die Rolle von 
Mitbestimmungsgremien als 
Gestalter gestärkt, nicht als 
harmlose Zuhörer. Die Bera-
tungsschritte sind klar struktu-
riert: Erstkontakt, Bedarfsklä-
rung, Angebot und die anschlie-
ßende Unterstützung. 

Für Betriebsräte, Personalräte 
und Mitarbeitervertretungen im 
Saarland bedeutet dies konkret, 
dass sie zum einen bei Bedarf 
auf kurze, niedrigschwellige An-
gebote zurückgreifen können, 
wie beispielsweise die Erstbera-
tung. Zum anderen aber auch 
die intensive Unterstützung bei 
der Analyse der jeweiligen be-
trieblichen oder dienstlichen Si-
tuation mit den Fragestellungen: 
Wo stehen wir? Welche Technik 
und welche Arbeitsorganisation 
stehen an und mit welchen Risi-
ken sind diese verbunden? Oft 
handelt es sich hierbei um Fra-
gen der Belastung, der Überwa-
chung oder des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes. Im Vor-
dergrund steht dabei, saubere 
Übergänge in die digitale und 
agile Arbeitswelt zu ermögli-
chen, ohne dass die Mitbestim-
mung und damit verbunden das 
Thema „Gute Arbeit“ auf der 
Strecke bleiben.

Letztendlich ist es immer das 
Ziel von BEST, Gremien zu befä-
higen, ihre Rolle selbstbewusst 
auszuüben – als Sprachrohr der 
Beschäftigten und auf Augen-

höhe mit Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern in Betrieben und 
Dienststellen. So können sie ak-
tiv zum Gelingen einer guten So-
zialpartnerschaft beitragen.

Die Transformation der Ar-
beitswelt verlangt starke Inter-
essenvertretungen – und starke 
Partner an ihrer Seite. BEST e.V. 
bietet genau diese Unterstüt-
zung: fachlich fundiert, praxis-
nah und zukunftsorientiert. Mit 
den Projekten RZzKI, Betriebs-
Monitor Gute Arbeit Saar und 
BASaar schafft BEST zudem 
konkrete Hilfen, damit Mitbe-
stimmung auch in der digitalen 
und technologischen Zukunft 
lebendig bleibt. So gelingt ein 
Wandel, der nicht nur effizient, 
sondern auch sozial gerecht ist 
– im Interesse der Beschäftigten 
und der Betriebe und Dienst-
stellen im Saarland.

Tobias Szygula ist Teamleiter  
von BEST e.V.

Der Wandel der Arbeitswelt stellt auch Betriebs- und Personalräte sowie 
Mitarbeitervertretungen vor neue Problemfelder. BEST e.V. steht ihnen 
dabei unterstützend zur Seite. 

Ein starker Partner für Gremien
TRANSFORMATION  Wie BEST e.V. Interessenvertretungen im Wandel stärkt

BEST unterstützt Betriebs- und 
Personalräte in allen Bereichen 
ihrer Mitbestimmung. 
Informationen:  
best-saarland.de
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Betrieb + Gewerkschaft

Die vier IG Metall Geschäftsstellen 
im Saarland haben Ende Oktober 
zu einer gemeinsamen Presse-
konferenz eingeladen, um auf die 
desaströse Lage der Industrie im 
Saarland aufmerksam zu machen. 
Dabei haben sie die Aufweichung 
des für 2035 vorgesehenen Ver-
brenner-Aus, ein klares Bekennt-
nis der Bundespolitik zur Automo-
bil- und Zuliefererindustrie sowie 
eine ökologisch-soziale Industrie-
politik, die die Beschäftigung si-
chert, gefordert. 

Von Simone Hien

Ford, ZF, Schaeffler, Bosch und 
jüngst Voit – sie alle stehen für 
den Abbau von Arbeitsplätzen. 
Seit 2014 sind hierzulande mehr 
als 16.000 Industriearbeits-
plätze verloren gegangen. Das 
Saarland ist bundesweit am 
stärksten vom Wandel in der 
Automobilindustrie betroffen. 
„Die saarländische Automobilin-
dustrie steht an einem Scheide-
weg. Wenn jetzt nicht entschlos-
sen gehandelt wird, verlieren wir 
nicht nur Produktionsstandorte, 
sondern auch das Rückgrat un-
serer regionalen Wirtschaft“, 
sagte Jörg Caspar, 1. Bevoll-
mächtigter der IG Metall Neun-
kirchen und AK-Vorstandsvorsit-
zender, bei der gemeinsamen 
Pressekonferenz der vier IG Me-
tall Geschäftsstellen im Saar-
land, an der neben Patrick Sel-
zer, 1. Bevollmächtigter der IG 

Metall Saarbrücken und Mitglied 
im Vorstand der IG Metall, Peter 
Vollmar, 1. Bevollmächtigter der 
IG Metall Homburg-Saarpfalz, 
und Lars Desgranges, 1. Bevoll-
mächtigter der IG Metall Völklin-
gen, auch betriebliche Vertreter 
unter anderem von Bosch, ZF, 
Scheffler und Saarstahl teilnah-
men. 

Gemeinsam forderten sie von 
der Bundespolitik und der EU  
unter anderem eine Aufwei-
chung des für 2035 vorgesehe-
nen Verbrenner-Aus und die 
Möglichkeit zu Übergangslö-
sungen wie Plug-in-Hybride und 
E-Fahrzeuge mit erweiterter 
Reichweite. „Für uns bleibt Elek-
tromobilität zwar der richtige 
Weg, dennoch gibt es auf die-
sem Weg Defizite in den politi-
schen Rahmenbedingungen. 

Wir brauchen jetzt eine volle Of-
fensive einerseits für Elektromo-
bilität und gleichzeitig aber auch 
eine Flexibilisierung der CO

2-Re-
gulierungen in einzelnen Punk-
ten“, betonte Caspar. Wichtig sei 
vor allem „Planbarkeit, ein plan-
barer und belastbarer Fahrplan“, 
der Perspektiven über das Jahr 
2035 hinaus biete, damit die Un-
ternehmen auch die Chance ha-
ben, den Transformationspro-
zess gestalten zu können, sagte 
Patrick Selzer. Der Bevölkerung 

„Die wichtigste Branche in der 
Region droht wegzubrechen“
AUTOMOBILINDUSTRIE  IG Metall fordert schnelles Handeln von Bund und EU

sei noch nicht wirklich bewusst, 
dass „letzten Endes die wich-
tigste Branche in der Region 
wegzubrechen droht. Vor die-
sem Hintergrund ist es wichtig, 
dass man jetzt mit diesen The-
men vorankommt.“ 

Konkret fordern die vier Ge-
schäftsstellen in einer gemein-
sam Presseerklärung unter an-
derem:  

• einen beschleunigten Ausbau 
der Lade- und Energieinfra-
struktur, um Elektromobilität so-
zial- und industrieverträglich zu 
gestalten,

• keine Kehrtwende, sondern 
eine Anpassung der Geschwin-
digkeit des Wandels, um Be-
schäftigung zu sichern und 
Menschen mitzunehmen,

• die Weiterführung der Förde-
rung von E-Autos, insbesondere 
für kleine und mittlere Einkom-
men, 

• einen Industriestrompreis für 
energieintensive Betriebe sowie 
steuerliche Entlastungen beim 
Ladestrom für batterieelektri-
sche Fahrzeuge,

• die Prüfung von Flexibilisie-
rungen zur Sicherung von Ar-
beitsplätzen und die Stabilisie-
rung der Betriebe,

• die Förderung von CO₂-
reduziertem Stahl durch euro-
päische Grünstahlquoten im 
Fahrzeugbau,

• Standort- und Beschäfti-
gungsgarantien bei der Vergabe 
öffentlicher Fördermittel,
• eine Stärkung der Mitbestim-
mung: Betriebsräte müssen 
frühzeitig in strategische Ent-
scheidungen eingebunden wer-
den,

• den Aufbau einer europäi-
schen Batteriewertschöpfungs-
kette und einer echten Kreislauf-
wirtschaft.

Zudem betont die IG Metall in 
dem Papier die zentrale Rolle 
der Stahlindustrie als Zulieferer 
und Partner der Automobilbran-
che. Ohne eine starke Stahlin-
dustrie könne es keine starke 
Automobilindustrie geben – und 
umgekehrt.

Das Saarland 
ist bundes-

weit am 
stärksten vom 
Wandel in der 

Automobil- 
industrie 

betroffen. 
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Die Geschwindigkeit des 
Wandels anpassen
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„Eine Weiterbildung ist auch  
mit 50 noch eine gute Sache“
TRANSFORMATION  Das bfw bietet in Neunkirchen eine zukunftsträchtige Umschulung
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Ausbilder Rainer Balzer unterrichtet beim bfw im Fach Elektronik. Er 
kam selbst über eine Umschulung zum Bildungsträger.

Das Berufsfortbildungswerk 
des DGB (bfw) hat an seinem 
Standort in Neunkirchen unter 
anderem eine Umschulung zum 
Elektroniker für Energie- und 
Gebäudetechnik im Programm. 
In Zeiten der Transformation 
zeigt dieses Angebot anschau-
lich, wie entscheidend Weiter-
bildung bei der Bewältigung 
des Wandels ist. Rainer Balzer, 
der die Umschüler am bfw un-
terrichtet, verkörpert auch per-
sönlich eine gelebte Weiterbil-
dungskultur: Nach seinem gei-
teswissenschaftlichen Studium 
gelangte er selbst im Zuge einer 
Umschulung zum bfw und blieb 
dem Bildungsträger schließlich 
als Ausbilder erhalten. 

Von Alexander Stallmann 

Im Zuge der Transformation wer-
den viele bestehende Tätigkeiten 
wegfallen. Andere werden neu 
entstehen. Damit insbesondere 
diejenigen Beschäftigten, deren 
Tätigkeiten wegfallen, neu Entste-
hende ausüben können, müssen 
sie sich qualifizieren und weiter-
bilden – soweit der theoretische 
Plan. In der Praxis ist die Sache 
meist wesentlich komplexer. Es 
muss zum einen die passenden 
Weiterbildungsangebote geben. 
Die politischen Rahmenbedin-
gungen müssen zudem so ge-
staltet sein, dass Menschen, die 
sich weiterbilden wollen, finanziell 
abgesichert sind. Darüber hinaus 
ist eine umfassende Vernetzung 
aller Weiterbildungsakteure not-
wendig, damit diejenigen, die sich 
weiterbilden wollen, und die Wei-
terbildungsanbieter auch zuein-
ander finden. Letztlich bleibt auch 
noch die nicht mit Sicherheit zu 
beantwortende Frage, welche Tä-
tigkeiten in Zukunft tatsächlich 
gebraucht werden.

Wie eine praktische und ge-
lebte Weiterbildungskultur aus-
sieht, kann man unter anderem 
beim bfw – Unternehmen für Bil-
dung am Standort Neunkirchen 
sehen. Dort wird neben anderen 
Umschulungen auch jene zum 

Elektroniker für Energie- und Ge-
bäudetechnik angeboten, ein Tä-
tigkeitsfeld, das aktuell bereits 
stark nachgefragt ist und im Zuge 
von Klimakrise und Energie-
wende mit hoher Wahrscheinlich-
keit weiter an Bedeutung gewin-
nen wird. Die Umschulung läuft 
28 Monate in Vollzeit. „Im Ergeb-
nis hat man eine vollwertige, ab-
geschlossene Berufsausbildung, 
wenn man hier fertig ist“, sagt Rai-
ner Balzer, Elektriker-Meister und 
Ausbilder am bfw-Standort in 

Neunkirchen. Wer sich für die 
Umschulung entscheidet, absol-
viert innerhalb der 28 Monate 
zwei jeweils viereinhalbmonatige 
Praktika, in denen die Inhalte ver-
mittelt werden, die in einer über-
betrieblichen Umschulung nicht 
abgedeckt werden können. „Eine 
übertriebliche Ausbildung hat 
den Charme, dass man sich hier 
voll und ganz auf die Lehrinhalte 
konzentrieren kann“, sagt Balzer. 
Der Unterricht findet in kleinen 
Gruppen von zwei bis neun Leu-
ten statt, bei Bedarf kann auf je-
den individuell eingegangen wer-
den. „Das ist ein Vorteil, den die 
enge Verzahnung von Theorie 
und Praxis mit sich bringt.“, so Bal-
zer. Grundsätzlich stehen die Um-
schulungen jedem, der mindes-
tens 25 Jahre alt ist, offen. Sprach-

kenntnisse auf dem Niveau B2, 
mathematisches Verständnis und 
etwas handwerkliches Geschick 
seien allerdings unabdingbar, um 
den Anforderungen gerecht zu 
werden. 

Balzer selbst, so sagt er, sei zu 
seiner Stelle als Ausbilder beim 
bfw gekommen wie die Jungfrau 
zum Kinde. Sein Werdegang zeigt 
anschaulich, welche Möglichkei-
ten eine Weiterbildung eröffnen 
kann. Der Ausbilder erzählt, er 
habe nach seinem Studium der 
Literaturwissenschaft, Anglistik 
und Philosophie zunächst bei ei-
nem großen Lebensmittelunter-
nehmen gearbeitet und dann 
beim bfw eine Umschulung im 
Bereich Elektronik begonnen, um 
sich anschließend selbstständig 
zu machen. „Der Umgang hier hat 
mir von Beginn an sehr imponiert, 
alle waren sehr wertschätzend“, 
sagt Balzer. Nach der Meister-
schule habe das bfw ihn schließ-
lich gefragt, ob er sich vorstellen 
könne, bfw-Ausbilder im Bereich 
Elektronik zu werden. Balzer sagte 
zu und ist seitdem mit Herzblut 
dabei. Im Zuge der Digitalisierung, 
ist der Ausbilder überzeugt, wer-
den handwerkliche Berufe weni-
ger unter Druck geraten als viele 
andere. Und für eine Umschulung 
sei es meist nicht zu spät. „Eine 
Weiterbildung ist auch mit 50 
noch eine gute Sache. Auch für 
Menschen, deren Schulzeit schon 
lange vorbei ist.“, sagt Balzer. 

Unterricht in  
kleinen Gruppen
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Das Sozialministerium, die Arbeitskammer 
und die Arbeiterwohlfahrt Saarland laden für 
Donnerstag und Freitag, 29. und 30. Januar, 
zum Sozialstaatskongress Saarland „Sozial-
staat im Wandel – Herausforderungen und 
Lösungen für die Zukunft“ ein. Der Sozial-
staatskongress des Saarlandes bringt Politik, 
Wissenschaft, Sozialwirtschaft, Kultur und 
Bürgerschaft zusammen. Ziel ist es, die 
Grundlagen unseres Sozialstaates zu be-
leuchten, Herausforderungen zu diskutieren 
und Impulse für eine solidarische Zukunft zu 
entwickeln.� red

www.saarland.de/masfg/DE/aktuelles/
veranstaltungen-termine/veranstaltun-
gen_2026/2026129_termin_sozialstaats-
kongress
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Sozialstaatskongress des Saarlandes 
Congress-Centrum Saarbrücken 
Donnerstag, 29. Januar, 9 bis 18 Uhr,  
und Freitag, 30. Januar, 9 bis 15 Uhr 
 
AK-Seminar „Klimaschutz versus Arbeitsplätze – Die Auflösung 
eines Dilemmas“ 
Oder: Wie kann eine nachhaltige Entwicklung im Saarland gelingen? 
AK-Bildungszentrum, Kirkel 
Montag, 9. Februar, bis Freitag, 13. Februar

3-Tages-Seminar „Qualifizierung zum/zur Transformationsmen-
tor/-mentorin 
AK-Bildungszentrum, Kirkel 
Donnerstag, 5. Februar 
Montag, 23. März 
Donnerstag, 22. April 
jeweils von 15 bis 18 Uhr

AK-Seminar „Nach dem Ende des deutschen Steinkohlebergbaus“ 
Bergbaukultur und Bergbaugeschichte: Was bleibt von der  
Kohle und vom Bergbau an der Saar? 
AK-Bildungszentrum, Kirkel 
Montag, 9. März, bis Freitag, 13. März, ganztägig

AK-Seminar „Arbeiterfotografie und Industriekultur im Saarland  
– Teil 1“ 
AK-Bildungszentrum, Kirkel 
Montag, 27. April, bis Mittwoch, 29. April, ganztägig

TERMINE IM ÜBERBLICK

Für gesellschaftspolitisch Interessierte

Praxisseminar: Social media für Interessenvertretungen
Neue und effektive Wege der (über)betrieblichen  
Kommunikation 
Mittwoch, 21. Januar, bis Donnerstag, 22. Januar
AK-Bildungszentrum, Kirkel

Homeoffice – Mobile Arbeit – Telearbeit 
Moderne Arbeitsplätze gut gestalten 
Mittwoch, 28. Januar
AK-Bildungszentrum, Kirkel 

Qualifizierungsplanung mitbestimmen –  
Zukunft durch Weiterbildung
Mittwoch, 4. Februar 
AK-Bildungszentrum, Kirkel

Für Betriebs- und Personalräte

Infos und Anmeldung bei BEST e.V. (Beratungsstelle für Betriebs- und 
Personalräte), Tel. 0681 4005-249, best-saarland.de und unter www. 
bildungszentrum-kirkel.de/seminare-im-bzk

Aus organisatorischen Gründen wird zu den AK-Veranstaltungen um 
Anmeldung gebeten. Informationen dazu sind im Internet unter 
arbeitskammer.de/aktuelles zu finden. Infos und Anmeldungen zu den 
AK-Seminaren im AK-Bildungszentrum Kirkel unter: www. bildungszent-
rum-kirkel.de/seminare-im-bzk 

Impulse für eine 
solidarische Zukunft
SOZIALSTAATSKONGRESS

Veranstaltungen

Beim Thema 
Weiterbildung 
unterstützen
TRANSFORMATIONSMENTOREN

Der Weiterbildungsverbund (WBV) Saarland 
bietet ab Februar ein kostenloses 3-Tagesse-
minar Qualifizierung zum/zur Transformati-
onsmentor/in im AK-Bildungszentrum Kirkel 
an. Die Termine sind am Donnerstag, 5. Feb-
ruar, Montag, 23. März, und Donnerstag, 22. 
April, jeweils von 15 bis 18 Uhr. Transformati-
onsmentoren sind als Experten für Weiterbil-
dung und Transformation in ihren Betrieben 
und Einrichtungen tätig. Sie motivieren für das 
Thema Weiterbildung und sind vertrauens-
volle Ansprechpartnerinnen für Kollegen, die 
sich weiterqualifizieren möchten, aber Hilfe-
stellung bei den ersten Schritten benötigen. 
Durch den Kontakt zu den Akteuren des WBV 
haben sie ein Überblickswissen über hiesige 
Bildungsträger, individuelle Weiterbildungs-
beratung und Fördermöglichkeiten. � red

https://weiterbildungsportal.saarland/weiter-
bildungsverbund/qualifizierung-zur-transfor-
mationsmentorin/zum-transformationsmentor
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Arbeit in Zahlen

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden 
 
innerhalb der kommenden 15 Jahre das gesetzliche 
Rentenalter erreichen. Wie das Statistische Bundesamt 
mitteilt, entspricht das einem knappen Drittel aller 
Erwerbspersonen, die dem Arbeitsmarkt im vergange-
nen Jahr zur Verfügung standen. Jüngere Altersgruppen 
werden die Babyboomer den Angaben zufolge zahlen-
mäßig nicht ersetzen können. Die Altersgruppe der 
55- bis 64-Jährigen stellt mit 10 Millionen Erwerbsperso-
nen mehr als jüngere Altersgruppen, wie etwa 45- bis 
54-Jährige (9,3 Millionen) oder die Gruppe der 35- bis 
44-Jährigen mit 9,8 Millionen Erwerbspersonen. � red

13.400.000

Auch 35 Jahre nach der Wieder-
vereinigung bestehen große 
Lohnunterschiede zwischen Ost 
und West. Wie der Böckler Im-
puls berichtet, verdienten Voll-
zeitbeschäftigte in Westdeutsch-
land im Jahr 2024 durchschnitt-
lich 4.810 Euro brutto pro Monat, 
während es in Ostdeutschland 
nur 3.973 Euro waren. Das ist ein 
Unterschied von 17,4 Prozent. 

In den vergangenen Jahren 
habe es insgesamt allerdings ei-
nige Fortschritte gegeben: Seit 
2014 sei die Lohnlücke um sie-
ben Prozentpunkte kleiner ge-
worden, während sich die Löhne 
in Ostdeutschland in den Jahren 
davor nur sehr langsam dem 
Westniveau angenähert haben. 
So sei die Differenz von 1999 bis 

2014 lediglich um 1,6 Prozent-
punkte geschrumpft. Dies gehe 
aus einer Auswertung des Wirt-
schafts- und sozialwissenschaft-
lichen Instituts (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung hervor, der Da-
ten des Statistischen Bundesam-
tes zugrunde liegen. Eine 
wesentliche Ursache für die Fort-
schritte sehen die Forschenden 
im Mindestlohn, der 2015 
deutschlandweit eingeführt 
wurde. „Beschäftigte in den ost-
deutschen Bundesländern haben 
vom Mindestlohn überdurch-
schnittlich häufig profitiert – und 
zwar einfach, weil sich hier in den 
Jahren nach der Wende ein be-
sonders großer Niedriglohnsektor 
ausgebreitet hatte“, so Malte Lüb-
ker, Entgeltexperte am WSI. � red

17,4 Prozent Lohngefälle 
zwischen Ost und West
ANNÄHERUNG  Ost-West-Lücke schrumpft nur langsam

der Erwerbstätigen 
 
in Deutschland haben im Jahr 
2024 im Homeoffice gearbeitet. 
Wie das Statistische Bundesamt 
mitteilt, nutzen davon 13,1 % täglich 
oder mindestens die Hälfte der 
Arbeitszeit das Homeoffice. Der 
Anteil habe sich gegenüber dem 
Vor-Corona-Niveau fast verdop-
pelt. Im Jahr 2019 hatten noch  
12,9 % der Erwerbstätigen im 
Homeoffice gearbeitet.  � red

24 

der Beschäftigten  
 
in Deutschland hatten im Jahr 2024 
einen Betriebs- oder Personalrat, 
der ihre Interessen vertritt. Das 
geht aus Angaben des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) hervor. Wie der Böckler 
Impuls mit Verweis auf das IAB 
berichtet, liegt der Anteil bei Privat-
betrieben mit mindestens 5 Be-
schäftigten gerade mal bei 37 
Prozent. Das sei ein Rückgang um 
13 Prozentpunkte seit 1996.�   red

43 

Menschen in Deutschland 
 
haben im Jahr 2024 durchschnitt-
lich mehr gearbeitet, als in ihrem 
Arbeitsvertrag vereinbart war. Das 
entspricht einem Anteil von 11 
Prozent der insgesamt 39,1 Millio-
nen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, wie das Statistische 
Bundesamt (Destatis) mitteilt. 
Dabei leisteten Männer mit einem 
Anteil von 13 Prozent etwas häufi-
ger Überstunden als Frauen (10 
Prozent). Besonders oft sind Arbeit-
nehmer in der Finanz- und Versi-
cherungsbranche sowie der Ener-
gieversorgung von Überstunden 
betroffen. � red 

4,4    Mio.

 %

Der Mindestlohn trägt entscheidend dazu bei, dass das Lohngefälle 
zwischen Ost und West geringer wird. 

 %

Fo
to

: A
d

o
b

e
 S

to
ck

/
m

ag
e

le
-p

ic
tu

re



Arbeit + Gesundheit

AK-Konkret 6|25  ·  25

Längst nicht jedem und jeder ge-
lingt es, die Arbeit im Urlaub kom-
plett zu vergessen. Immerhin: Gut 
vier von zehn Beschäftigten (41 
Prozent) arbeiten im Urlaub grund-
sätzlich nicht. Das ist das Ergebnis 
einer Umfrage, die das Marktfor-
schungsinstitut Bilendi im Auftrag 
des Personaldienstleisters König-
steiner Gruppe durchgeführt hat. 
Mehr als ein Drittel (35 Prozent) hat 

aber schon mindestens einmal im 
Urlaub gearbeitet. Für 40 Prozent 
ist Arbeit im Urlaub ausschließlich 
im Notfall ein Thema. 13 Prozent 
der gut 1.000 befragten Beschäf-
tigten geben zudem an, sogar re-
gelmäßig im Urlaub zu arbeiten. 
Wer auch im Urlaub die Arbeit 
nicht ruhen lassen kann, beant-
wortet mindestens gelegentlich 
berufliche E-Mails. � tmn

Stundenlanges Sitzen vor dem 
Bildschirm gehört für viele zum 
Büroalltag – mit bekannten Fol-
gen für Rücken und Konzentra-
tion. Doch wer sich beim Sitzen 
bewegt, tut nicht nur dem Körper, 
sondern auch dem Geist etwas 
Gutes. Darauf weist die Aktion Ge-
sunder Rücken (AGR) e. V. hin und 
empfiehlt sogenannte Aktiv-Büro-
stühle. „Wenn Sie das nächste Mal 
vor dem Bildschirm wegdäm-
mern, liegt das vielleicht nicht an 
der Aufgabe – sondern an Ihrem 
Stuhl“, sagt Dieter Breithecker, Ge-
sundheits- und Bewegungswis-
senschaftler sowie wissenschaft-
licher Berater der AGR. Aktiv-Büro-
stühle verfügen über mehrdimen-
sionale, gedämpfte Bewegungs- 
mechanismen in der Sitzfläche 
und fördern so ein dynamisches 
Sitzen – unbewusst, aber effektiv. 
Sie sorgten nebenbei auch für 
mehr Konzentration und Kreativi-
tät, so Breithecker. 

Dass körperliche Aktivität nicht 
nur die Rückenmuskulatur stärkt, 
sondern auch die kognitive Leis-
tungsfähigkeit steigert, ist wissen-
schaftlich belegt. Die sogenannte 
Embodiment-Theorie beschreibt, 
wie Denken und Bewegung zu-
sammenhängen: Kreativität, Prob-
lemlösungen und Konzentration 
profitieren von Bewegung – auch 
im Sitzen. Starres Sitzen hingegen 
erhöht das Risiko für Rücken-
schmerzen, Verspannungen, 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen und 

sogar Diabetes. Deshalb plädiert 
Breithecker für regelmäßige Hal-
tungswechsel: „Bleiben Sie dyna-
misch – im Stehen, im Sitzen und 
im Denken. Und wenn Sie schon 
sitzen, dann bitte so bewegt wie 
möglich“, sagt der Bewegungs-
wissenschaftler. 

Die spezielle Mechanik von Ak-
tiv-Bürostühlen ermöglicht Mikro- 
und Makrobewegungen, die Mus-
kelgruppen aktivieren und das 
senso-neuro-muskuläre Zusam-
menspiel fördern. Achten sollte 
man der Aktion Gesunder Rücken 
zufolge auf eine leicht verstellbare 
Sitzhöhe und Sitzfläche, eine 
mehrdimensionale Beweglichkeit 
der Sitzfläche, eine fließende An-
passung an intuitive Lageverän-
derungen und an eine klima-
freundliche und rutschfeste Pols-
terung. Außerdem sei ein fester 
Stand wichtig, so Breithecker.�tmn

Warum dynamisches 
Sitzen so wichtig ist
BÜRO  Bewegung ist wichtig für die Konzentration

Urlaub dient der Eholung
BERUFLICHE E-MAILS  48 Prozent beantworten sie
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Wer den ganzen Tag vor dem 
Computer sitzt, sollte auf einen 
guten Stuhl achten. 

Arbeitgeber müssen 
Räume mit  
Fenstern bieten
AUSNAHMEN SIND MÖGLICH

Fensterlose Arbeitsplätze mag niemand: 
Den ganzen Tag ohne Tageslicht zu verbrin-
gen, ist nicht gesund und kann die Arbeits-
motivation mindern. Doch ist es überhaupt 
zulässig, dass Beschäftigte am Arbeitsplatz 
so von der Außenwelt abgekapselt werden? 
„Eine Sichtverbindung nach außen ermög-
licht Arbeitnehmern den visuellen Kontakt 
zu ihrer Umwelt“, sagt der Berliner Fachan-
walt für Arbeitsrecht Alexander Bredereck. 
Daher schreibt die Arbeitsstättenverord-
nung vor, dass Arbeitgeber nur Arbeits-
räume mit einer Sichtverbindung nach au-
ßen anbieten dürfen. Es gibt allerdings be-
stimmte Ausnahmefälle, in denen die Ar-
beitsstättenverordnung erlaubt, dass 
Arbeitnehmer in Räumen ohne Fenster ar-
beiten dürfen. Zum Beispiel, wenn es um 
Räume geht, in denen sich Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer nur kurzzeitig auf-
halten. Dazu gehören etwa Kellerräume, 
Archive oder Maschinenräume. Des Weite-
ren können fensterlose Räume laut Brede-
reck temporär als Arbeitsplatz genutzt wer-
den, etwa wenn in der Zwischenzeit das 
Büro gestrichen wird. Ausnahmen gelten 
auch für unterirdische Arbeitsplätze wie 
Tiefgaragen, kulturelle Einrichtungen und 
Verkaufsräume oder Räume in Bahnhöfen, 
Flughäfen und Einkaufszentren. � tmn

Kurze Zeitfenster 
nicht immer nutzen
AUCH MAL PAUSE MACHEN

Manchmal öffnen sich selbst in durchstruktu-
rierten Arbeitstagen kleine Zeitfenster: 20 Mi-
nuten vor dem nächsten Meeting, ein um eine 
Viertelstunde verschobenes Telefonat. Was 
fängt man mit der Zeit am besten an? Lohnt es 
sich, jetzt noch eine neue Aufgabe anzuge-
hen? Für solche Momente können Berufstä-
tige eine Lückenfüller-To-do-Liste führen. 
Oder: Die Pause tatsächlich als Pause nutzen, 
rät die Autorin Cordula Nussbaum. „Wir sind 
ohnehin schon so eng getaktet“, so die Traine-
rin für Zeitmanagement. Eine bewusste Unter-
brechung der Arbeit, ein Glas Wasser, ein paar 
Atemzüge am offenen Fenster brächten für 
die Produktivität vermutlich mehr als zwei 
schnell noch eingeschobene Anrufe. „Oder 
man macht zehn Minuten Pause und beant-
wortet dann noch für zehn Minuten Mails, das 
sorgt für ein produktives Gefühl.“ � tmn
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Wechseljahre: Für Betriebe 
mehr als reine „Frauensache“
MENOPAUSE  Offenheit und Verständnis sind im Beruf entscheidend

Mag sein, dass es mancher Frau 
unangenehm ist, von ihren 
Schlafproblemen zu erzählen 
oder im Winter das Fenster im 
Büro aufzureißen, weil ihr heiß 
ist. Vielleicht, weil sie amüsierte 
Kommentare („Na, etwa schon in 
den Wechseljahren?“) befürch-
tet, sie nicht als alt oder launisch 
gelten möchte oder ihr die Ursa-
che einfach zu privat oder gar 
peinlich ist. Doch dafür gibt es 
nach Ansicht von Dr. Katrin 
Schaudig, Präsidentin der Deut-

schen Menopause Gesellschaft, 
gar keinen Grund. „Wechseljahre 
waren lange ein Tabu. Aber in 
den letzten Jahren haben wir die 
Tabuzone wirklich verlassen“, ist 
sie überzeugt. Mittlerweile 
werde das Thema öffentlich an-
gesprochen und auch als sol-
ches in der Wirtschaft erkannt. 
Nicht ohne Grund. Nach einer 
Untersuchung der Hochschule 
für Wirtschaft und Recht Berlin 
resultieren für Betriebe mess-
bare Folgen durch Fehltage und 
Leistungseinbußen: Die Meno-
Support-Studie kalkuliert alleine 
für Deutschland 9,4 Milliarden 
Euro pro Jahr. „Dass es um so 
hohe Summen geht, hat viel-
leicht auch dazu beigetragen, 
dass die Politik aufgewacht ist“, 
vermutet die Hamburger Gynä-
kologin.

Derzeit befinden sich in 
Deutschland rund neun Millio-
nen Frauen in den Wechseljah-
ren: Bis zu 80 Prozent erleben 

Auswirkungen, rund ein Viertel 
fühlt sich davon stark beein-
trächtigt. „Die am häufigsten ver-
tretenen Symptome sind Hitze-
wallungen, Schlafstörungen, 
depressive Verstimmungen, In-
kontinenz und vaginale Be-
schwerden. Die Bandbreite an 
Symptomen ist jedoch noch um 
einiges größer“, sagt Psycholo-
gin Emma Erhard von IFBG (vor-
mals: „Institut für Betriebliche 
Gesundheitsberatung“). Auch 
Juckreiz, Schwindel oder sogar 
Herzrhythmusstörungen sind 
durch die hormonellen Verän-
derungen denkbar. 

All diese Symptome können 
die Leistungsfähigkeit beein-
trächtigen, Stress verstärken 
und die Fehleranfälligkeit erhö-
hen, wodurch der Arbeitsalltag 
für viele Frauen zur Herausfor-
derung wird. Nachtschweiß-
Ausbrüche beispielsweise be-
einträchtigen Schlafqualität und 
Schlafdauer. Die Folge: Man 

Von Katja Sponholz
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Mal ein bisschen schwitzen, mal 
schlecht schlafen, mal gereizt 
sein: Was soll daran schon 
schlimm sein? Wer so über 
Wechseljahre denkt, weiß nicht, 
wie gravierend die Auswirkun-
gen tatsächlich sein können. Für 
die Betroffene selbst - aber 
auch für die Betriebe, in denen 
sie arbeiten.
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Wie Frauen am besten 
gegensteuern können
STRESSMANAGEMENT

Die Psychologin Emma Erhard (IFBG) 
weist darauf hin, dass Wechseljahre oft 
eine Phase hoher Belastung darstellen. 

„Häufig treffen die Beschwerden auf berufliche 
Anforderungen, Care-Arbeit und die Pflege von 
Angehörigen, was das Stresslevel zusätzlich er-
höht.“ Ein gutes Stressmanagement sei daher 
besonders wichtig. Sie rät Frauen, zu reflektie-
ren, welche Stressfaktoren es gibt und wie sie 
sich reduzieren lassen. Auch sollten Betroffene 
die eigenen Ansprüche hinterfragen: „Sprich: 
Sind sie realistisch? Müssen immer 100 Prozent 
Leistung erbracht werden – oder reichen auch 
mal 80?“ Zudem gelte es, eigene Ressourcen 
zu erkennen und sich bewusst zu machen: 
Achtsamkeitsübungen, Entspannungstechni-
ken und gezielte Selbstfürsorge können dabei 
helfen, Stress besser zu bewältigen. � ks

1

Schlafstörungen zählen zu den typischen Symptomen, unter denen 
Frauen während der Wechseljahre leiden. 
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Die Expertinnen und Experten von 
IFBG unterstützen Unternehmen mit 

gezielten Angeboten im Bereich betrieblicher 
Gesundheitsförderung, unter anderem mit 
speziellen Maßnahmen zur Frauengesundheit. 
Kontakt: www.ifbg.eu, E-Mail: info@ifbg.eu, Tel: 
0172 260 17 62.
Infos und Hilfen für Betroffene und Betriebe 
gibt es auch auf der Homepage der 
Deutschen Menopause Gesellschaft: www.
menopause-gesellschaft.de, E-Mail: Info-
DMG@email.de, Tel. 064 20 32 94 86 � ks

2

Gezielte Angebote 
für Betriebe
FRAUENGESUNDHEIT    

ANSPRECHPARTNER
 
Arbeitskammer: Fragen rund um die The-
men Sicherheit und Gesundheitsschutz be-
antworten die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Referats Betriebliche Sicherheit 
und Gesundheitsschutz der Arbeitskammer. 
Kontakt: E-Mail: gesellschaftspolitik@
arbeitskammer.de, Tel.: 0681 4005-328, 
-322 und -336
BEST e.V.: Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von BEST bieten Betriebs- und Perso-
nalräten sowie Mitarbeitervertretungen be-
triebliche Analysen und Beratungen zu Be-
lastungssituationen, Arbeitszeit und betrieb-
lichem Gesundheitsmanagement an. 
Kontakt: www.best-saarland.de, Tel.: 0681 
4005-249

fühlt sich oft den Tag über ge-
reizt, träge und gerädert und 
kann dementsprechend seine 
Leistung nicht zu 100 Prozent 
abrufen.

„Sobald ein Leidensdruck ent-
steht, ist es wichtig, aktiv etwas 
dagegen zu unternehmen. 
Frauen müssen nicht unter den 
Symptomen der Wechseljahre 
leiden“, betont die Psychologin. 
Der erste Schritt sollte immer ein 
Gespräch mit der Frauenärztin 
oder dem Frauenarzt sein. Eine 
hormonelle Unterstützung 
könne eine sinnvolle Möglichkeit 
sein, um Beschwerden gezielt 
zu lindern und ihre Ursachen an-
zugehen. Bei psychischen Be-
lastungen wie Stimmungs-
schwankungen oder Ängsten 
könne auch eine Therapie hilf-
reich sein.

Und auch am Arbeitsplatz 
selbst lässt sich einiges ändern, 
um mit den negativen Begleit-
erscheinungen besser umgehen 
zu können: „Da die Bedürfnisse 
in den Wechseljahren individuell 
sind, ist Flexibilität im Arbeits-
umfeld ein wichtiger Faktor“, 
meint Emma Erhard. „Wenn fle-
xible Arbeitszeiten und Homeof-
fice möglich sind, können Frauen 
diese Freiheiten gezielt nutzen; 
sei es durch bewusste Pausen, 
einen angepassten Tagesrhyth-
mus oder das Arbeiten in einer 
für sie angenehmeren Umge-
bung.“ In der Produktion oder bei 
anderen körperlich anstrengen-
den Berufen, wo dies nicht mög-
lich ist, könnten ein ruhiger Pau-
senraum zum Rückzug oder 
eine bessere Klimatisierung am 
Arbeitsplatz die Situation er-
leichtern. Wesentlich sei immer, 
dass Unternehmen Offenheit für 

das Thema Frauengesundheit 
zeigen und über die spezifischen 
Herausforderungen der Wech-
seljahre informiert sind.

Die Deutsche Menopause Ge-
sellschaft kann da schon eine 
positive Entwicklung verzeich-
nen. „Es sind gar nicht immer die 
Mitarbeiterinnen, die das Thema 
ansprechen müssen. Mittler-
weile machen das die Gesund-
heitsbeauftragten der Betriebe 
oder sogar männliche Führungs-
kräfte schon von sich aus“, be-
richtet Katrin Schaudig. Bei der 
Barmer Ersatzkasse gebe es in-
zwischen sogar einen Flyer zum 
Thema, wie Führungskräfte mit 
diesem Thema umgehen soll-
ten. „Ich bin wirklich erstaunt“, 
gibt die Präsidentin zu. „Ob es 
jetzt Autohersteller sind, ob Be-
hörden oder die Bundesbank: 
Für all die habe ich schon mal 
einen Vortrag zum Thema ge-
halten!“ 

Den betroffenen Frauen in je-
nen Betrieben, in denen das 
Thema heute dennoch ein Tabu 
sein sollte, rät sie, sich an die 
Gesundheitsbeauftragten oder 
die Betriebsärzte zu wenden. 
„Keine Frau sollte sich schämen, 
dass sie sagt, ich schlafe so 
schlecht oder ich bin schlecht 
drauf“, appelliert sie. Natürlich 
könnten Frauenärzte auch mit 
entsprechenden Medikamenten 
vielfach Abhilfe schaffen bei sol-
chen Begleiterscheinungen. 
„Aber dafür müssen die Symp-
tome erstmal als solche wahr-
genommen und erkannt wer-
den“, sagt Katrin Schaudig und 
ergänzt: „Daran arbeiten wir.“ 

Katja Sponholz arbeitet als freie
Journalistin in Saarbrücken.
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Hans Ulrich Schmitz wusste nach der Mittleren Reife direkt, dass er Dachdecker werden wollte.
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„Man darf niemals den Respekt 
vor der Höhe verlieren“

PORTRÄT  Hans Ulrich Schmitz ist Dachdecker 

Es gibt ein Ereignis in seiner Schulzeit, das hat das kom-
plette (Berufs-)Leben von Hans Ulrich Schmitz geprägt. 
Damals, Anfang der 80er Jahre, sei in seinem Heimatdorf 
Emmersweiler ein Gerüst aufgestellt und ein Dach auf 
einen Neubau aufgesetzt worden. „Wie die Dachdecker 
das Gerüst hochgekrabbelt sind und da oben gearbeitet 
haben: Das war einfach faszinierend“, erinnert sich der 
heute 61-Jährige. Deshalb war für ihn auch gleich nach 
der Mittleren Reife klar, was er werden wollte. 

Zwar machte ihm die Ausbildung großen Spaß, doch als 
nach seiner Übernahme die ersten strammen Winter ka-
men, wurde er zunächst desillusioniert. „Es wurden viele 
Leute entlassen, weil es für uns einfach nichts zu tun gab. 
Aber das war nichts für mich: Jeden Winter arbeitslos wer-
den, manchmal bis Februar/März, das wollte 
ich nicht.“ So besuchte Schmitz die Meister-
schule und machte sich schließlich selbst-
ständig. Seine kleine Firma gab er erst vor vier 
Jahren auf, weil mehrere Mitarbeiter aus Al-
ters- oder Krankheitsgründen nicht mehr zur 
Verfügung standen. Seitdem arbeitet Schmitz 
bei „Holz & Dach Leyherr“ in Dillingen – mit 
großer Freude. „Ein top Arbeitgeber“, lobt er. 
Und ein Betrieb, in dem sich niemand um 
seine Zukunft Sorgen machen muss. „Zum 
einen gibt es die Schlecht-Wetter-Regelung, 
zum anderen kann man bei den Aufträgen 
auch etwas umschaufeln und mit den Bauherren verhan-
deln, dass man Fassadenarbeiten oder einen Innenaus-
bau etwas nach hinten verschiebt.“ Und nicht zuletzt hat 
auch der Fachkräftemangel Einfluss auf die Situation in 
der Branche und jeden einzelnen Beschäftigten: „Wenn 
man heute jemanden im Winter kündigen würde, dann 
wäre der weg und käme nie wieder. Das kann man sich als 
Arbeitgeber gar nicht mehr leisten.“ 

Zwar ist Schmitz inzwischen überwiegend am Schreib-
tisch beschäftigt und übernimmt die Kalkulation neuer 
Aufträge, doch wenn Not am Mann ist, steigt er immer 
noch aufs Dach. „Natürlich muss man für diesen Beruf 
schwindelfrei sein, aber das ist auch ein bisschen Trai-
ningssache“, sagt er lachend. „Wenn ich nach vier Wochen 
im Büro mal wieder ein Gerüst oder die Leiter hochmuss, 
dann dauert das drei bis vier Mal – und es geht wieder!“ 
Doch auch nach vielen Jahren Berufserfahrung sei klar: 
„Du darfst nie den Respekt vor der Höhe verlieren. Wenn 
man sich zu sicher ist, ist man schnell mal ausgerutscht.“ 
Schmitz weiß, wovon er spricht. Vor einigen Jahren sei er 
selbst mal gestürzt: zum Glück „nur“ aus drei Metern Höhe 
von einem Garagendach, dennoch habe er sich eine 
Schulter und vier Rippen gebrochen. 

Die Freude an seinem Beruf konnte ihm dieser Unfall 
nicht nehmen, und auch nicht die Faszination. „Das Tolle 

ist einfach, dass man etwas schafft und auch lange Zeit 
danach noch sieht“, sagt er. Sein Freund beispielsweise 
sei Gerüstbauer: „Der baut auf, wir machen das Dach, und 
er baut danach wieder ab. Aber wir haben wirklich etwas 
erschaffen. Und auch wenn du Jahre später an einem sol-
chen Gebäude vorbei fährst,  schaust du automatisch 
hoch.“ Wieviele Dächer es waren, die er gebaut hat, kann 
er nicht sagen: „100, 200 oder 500? Ich habe sie nie ge-
zählt.“ 

Aber er weiß ganz genau, was ihm bei der Arbeit unter 
freiem Himmel die meiste Freude bereitet: „Ich arbeite un-
wahrscheinlich gerne mit Schiefer. Das ist einfach meine 
Welt!“ Und er mag es, dass sein Job niemals langweilig 
sei. „Die Abwechslung ist toll. Es kommt nur ganz selten 

vor, dass man mal drei Tage dasselbe macht!“ 
Überhaupt hat sich der Dachdecker-Beruf im 
Laufe der Jahre stetig weiterentwickelt: „Das 
ist ein riesen Portfolio geworden“, sagt 
Schmitz. Auch Flachdächer dämmen, Ab-
dichtungen im Keller, Oberflächen-Entwäs-
serung mit Rinnen und Rohren und Holz- und 
Fassadenarbeiten zählen heute dazu. „Es gibt 
heute nichts mehr, was es nicht gibt.“ 

Und was sind die Nachteile des Berufes? 
„Mein alter Chef hat immer gesagt: Im Winter 
ist es zu kalt, im Sommer zu warm, und zwi-

schendurch regnet es“, sagt der 61-Jährige lachend. Mehr 
als das Wetter stört ihn jedoch, wenn die Politik über ein 
späteres Renteneintrittsalter nachdenke. „Manche, die im 
Büro arbeiten, gehen mit 65 in Rente oder die Leute be-
kommen von ihren Firmen Abfindungen. Aber wir sollen 
unseren körperlich anstrengenden Beruf bis zum Ende 
ausüben“, kritisiert er. 

Von Katja Sponholz (Text) und Pasquale D‘Angiolillo (Foto)

HINTERGRUND

	 Die Ausbildung dauert drei Jahre. An- 
		 gehende Dachdecker sollten körperlich 	
	 fit, schwindelfrei und teamfähig sein.

	 Die Ausbildungsvergütung beträgt 		
	 stufenweise zwischen 1.000 und 1.400 	
	 Euro, das Einstiegsgehalt liegt im 		
	 ersten Berufsjahr bei rund 2.500 Euro.

	 Wer einen Schwerpunkt im Bereich 		
	 Umwelt setzen möchte, kann eine 		
	 Fortbildung zum Gebäudeenergie- 
	 berater machen. � ks

Das Tolle ist einfach, 
dass man etwas 
schafft und auch 

lange Zeit danach 
noch sieht.
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Ein Blick von  
oben auf den 
Campus der 

Universität 
des 

Saarlandes.

Finanzielle Belastungen, eine 
angespannte Wohnraumsituation 
und immer höhere Abbrecher-
quoten: Der Allgemeine Studie-
rendenausschuss (AStA) der 
Saar-Uni befasst sich auch in 
diesem Wintersemster mit den 
vielfältigen Problemlagen der 
Studierenden. Cedric Bender von 
der Juso Hochschulgruppe Saar 
& Unabhängige ist bereits in 
seiner zweiten Amtszeit als 
AStA-Vorsitzender tätig. Im 
Interview mit der AK Konkret 
spricht er über die Ziele des AStA 
und die aktuelle Situation der 
Studierenden. Die Fragen stellte 
Nadine Schumacher.

Das Aufgabenfeld des AStA ist 
vielfältig. Welche Prioritäten 
setzt ihr in eurer aktuellen 
Amtszeit? 
Ein zentrales Thema ist die Studi-
enfinanzierung. Das an das 
Deutschlandticket gekoppelte Se-
mesterticket wird stetig teurer, 
während das BAföG kaum den Le-
bensunterhalt deckt. Die aktuellen 
Sätze sind zu niedrig und die Be-
rechnungsgrundlagen müssen 
dringend angepasst werden. Oft 
reicht das BAföG in der Realität ge-
rade einmal aus, um die Miete zu 
zahlen. Besonders kritisch sehen 
wir, dass sogar das Ausbildungs-
gehalt von Geschwistern in die Be-
rechnung einfließt. Hier fordern wir 
ein elternunabhängiges BAföG. 

Die geplante BAföG-Novelle auf 
Bundesebene ist zwar zu begrü-
ßen, wird aber nicht der große 
Wurf sein, um Studierende wirk-
lich zu entlasten, unter anderem 
weil die vorgesehen Bedarfssätze 
und die Wohnkostenpauschale 
nicht die realen Kosten widerspie-
geln. Auch Studium und Lehre ste-
hen im Fokus unserer Arbeit. Wir 
verzeichnen immer höhere Studi-
enabbrecherquoten und sinkende 
Anfängerzahlen. Gerade in den 
MINT-Fächern gibt es sehr hohe 
Durchfallquoten in den Klausuren, 
weil Prüfungsanforderungen trotz 
vorbereitender Übungen nicht 
transparent genug kommuniziert 
werden. Darunter leidet der Ruf 
der Universität. Zudem rückt die 
Lehre zunehmend zugunsten der 
Forschung in den Hintergrund. Ein 
weiterer Schwerpunkt ist das 
Thema Gleichstellung. Der Ar-
beitskreis Queer beispielsweise ist 
einer der größten Veranstalter für 
Queer-Formate im Saarland und 
bietet Austausch und Safe Spaces 
für LGBTIQ*-Studierende. Künftig 
soll auch ein ständiger Awareness-
Arbeitskreis für sichere Rahmen-
bedingungen bei universitären 
Veranstaltungen sorgen.

Mit den Preissteigerungen im 
ÖPNV wächst die Belastung für 
Studierende. Wie geht der AStA 
damit um? 
Mit den Preissteigerungen im 

ÖPNV wächst der Kostendruck auf 
Studierende. Daher haben wir in 
diesem Jahr eine Umfrage zum 
Mobilitätsverhalten durchgeführt, 
um zu prüfen, ob wir das Deutsch-
land-Semesterticket trotz Preis-
steigerung beibehalten wollen. 
Die Studierenden wurden neben 
ihrer Meinung zum Semesterticket 
auch nach ihrer Nutzung von 
ÖPNV, Auto und anderen Ver-
kehrsmitteln gefragt. 25 Prozent 
haben sich an der Umfrage betei-
ligt, die Mehrheit sprach sich für 
den Erhalt des Tickets als Solidar-
modell aus. Die Ergebnisse haben 
wir anschließend dem Verkehrs-
ministerium und dem saarländi-
schen Verkehrsverbund zur Verfü-
gung gestellt, wodurch Gespräche 
über Lücken und Probleme im 
ÖPNV angestoßen wurden. Das 
Thema liegt sehr nah an der Le-
bensrealität der Studierenden und 
hat der Arbeit des AStA noch ein-
mal einen spürbaren Schub gege-
ben.

Wie bewertet ihr die aktuelle 
Wohnraumsituation für Studie-
rende? 
Die Situation bleibt weiterhin an-
gespannt. Zwar werden neue 
Wohnungen auf dem Campus ge-
baut, allerdings wird das Problem 
nicht grundlegend gelöst. Auf-
grund langer Wartelisten beim 
Studierendenwerk weichen viele 
Studierende auf die Innenstadt 
aus, wo die Mieten trotz Nebenjob 
oder familiärer Unterstützung oft 
nur schwer zu tragen sind. Einige 
Studierende bleiben aus Kosten-
gründen bei ihren Eltern wohnen. 
In ländlichen Regionen bedeutet 
das jedoch häufig zusätzliche Aus-
gaben für das Auto, weil Bus- und 
Bahnverbindungen unzureichend 
sind.

Was treibt Sie persönlich an, sich 
erneut im AStA zu engagieren?
Auch wenn die Arbeit nicht immer 
einfach ist, erfüllt sie mich. Ich 
führe schwierige Gespräche gerne 
konstruktiv und trage Probleme an 
die richtigen Stellen, um positive 
Veränderungen zu bewirken.

„Die Studienfinanzierung  
ist ein zentrales Thema“
INTERVIEW  Für CEDRIC BENDER sind die derzeitigen BAföG-Sätze zu niedrig
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Cedric Bender 
(Foto: Juso 

Hochschul-
gruppe Saar & 
Unabhängige)  

ist Vorsitzen-
der des AStAs 
der Universität 

des 
Saarlandes.  

Der 23-Jährige 
studiert im 1. 

Mastersemes-
ter Physik.
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Nicht nur der Lernstoff fordert heutige Studierende. Viele haben 
auch Probleme, eine bezahlbare Wohnung zu finden.
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Das Gespräch mit dem AStA-Vor-
sitz zeigt deutlich: Studierende 
stehen unter finanziellem Druck. 
Doch es gibt Wege, um mehr 
Bildungsgerechtigkeit zu 
ermöglichen: durch ein starkes, 
unbürokratisches BAföG, faire 
Semesterbeiträge und eine 
nachhaltige Wohnraumpolitik. 
Bund, Land und Hochschulen 
müssen hier gemeinsam Verant-
wortung übernehmen. Erste 
Fortschritte sind sichtbar. Nun gilt 
es, diese weiterzuentwickeln. 

Von Nadine Schumacher

Viele Studierende befinden sich 
finanziell am Limit. Bundesweit ist 
die Zahl der BAföG-Empfänger 
2024 nach einem Anstieg infolge 
der ersten BAföG-Reform zu Be-
ginn der vergangenen Legislatur-
periode wieder gesunken. Im 
Saarland fiel der Rückgang zwar 
etwas geringer aus, dennoch liegt 
der Anteil der geförderten Studie-
renden mit 9,8 Prozent weiterhin 
unter dem Bundesmittel von 11,4 
Prozent. Die durchschnittliche mo-
natliche Förderung im Saarland 
beträgt 647 Euro – zu wenig, um 
Miete, Lebenshaltung und Mobili-
tät zu decken. Hinzu kommt eine 
überbordende Bürokratie: Kompli-
zierte Antragsverfahren, aufwän-
dige Nachweise und lange Bear-
beitungszeiten verzögern Bewilli-
gungen oft um Wochen und Mo-
nate. Zwar ist eine digitale 
Antragsstellung möglich, sie 
scheitert jedoch häufig an techni-
schen und formalen Hürden. Da-
mit das BAföG als zentrales Instru-
ment für mehr Bildungsgerechtig-
keit wieder existenzsichernd wirkt, 
müssen Fördersätze regelmäßig 
an Preis- und Einkommensent-
wicklungen angepasst, Wohnkos-
ten realistisch berechnet und Frei-
beträge angehoben werden. Um 
Auszahlungen zu beschleunigen, 
sollten Nachweise reduziert und 
Antragsverfahren vereinfacht wer-
den. 

Die im Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung angekündigte 
Reform mit höheren Wohnpau-

schalen, angepassten Freibeträ-
gen und Bedarfssätzen auf Grund-
sicherungsniveau ist ein Schritt 
nach vorn, kommt jedoch für viele 
zu spät. Ohne spürbare Verbesse-
rungen droht das BAföG seinen 
sozialen Auftrag weiter zu verfeh-
len. Ein positives Beispiel ist das 
Deutschlandsemesterticket im 
Solidarmodell (60 Prozent des re-
gulären Ticketpreises). Es entlastet 
den Einzelnen und stärkt dabei 
den öffentlichen Nahverkehr, so-
fern sichergestellt wird, dass das 
Ticket bezahlbar bleibt. Denn be-
reits heute ist der erneut steigende 
Semesterbeitrag, der an der Uni 
zum Wintersemester 394,30 Euro 

beträgt, für viele eine Belastung. 
Das Ticket macht mit 208,80 Euro 
mehr als die Hälfte davon aus; 
hinzu kommen Pflicht- und Ver-
waltungskosten. Der AStA fordert 
mindestens eine Halbierung, um 
Studieren im Saarland sozial ge-
rechter zu gestalten. Stetig stei-
gende Semestergebühren dürfen 
nicht dazu führen, dass ganze 
Gruppen vom Studium ausge-
schlossen werden. 

Auch bezahlbarer Wohnraum 
bleibt eine große Herausforde-
rung. Vor dem Wintersemester 
standen bereits 1.000 Studie-
rende auf den Wartelisten des 
Saar-Studierendenwerkes, wäh-

rend private Mieten für kleine 
Wohnungen und WG-Zimmer mit 
300 bis über 500 Euro häufig oft 
über dem studentischen Budget 
liegen. Laut dem MLP-Studenten-
wohnreport stiegen die Mieten an 
den meisten Standorten jährlich 
um rund 4 bis 6 Prozent. In Saar-
brücken lag die Mietpreissteige-
rung mit 7,7 Prozent zuletzt deut-
lich darüber. Die Schließung des 
Studentenwohnheims „Cusanus 
Haus“ verschärft die Situation. 
Kürzlich rief die Saar-Uni erneut 
private Viermieter auf, Wohnun-
gen und Zimmer in Hochschul-
nähe für internationale Erstsemes-
ter bereitzustellen. Positiv ist hin-
gegen der Bau eines neuen 
Wohnheims mit über 200 Plätzen 
auf dem Saarbrücker Campus im 
Zuge des Landesprojektes „Cam-
pus 1.000“. Langfristig sollen bis 
zu 1.000 neue Wohnheimplätze 
entstehen. Neben einer Strategie 
für bezahlbares Wohnen braucht 
es zudem noch mehr Sozialräume, 
Gemeinschaftsflächen und Be-
gegnungsorte. Für Zugezogene 
und internationale Studierende 
wäre dies eine echte Chance auf 
sozialen Anschluss, interkulturel-
len Austausch und zugleich eine 
wichtige Maßnahme zur 
Fachkräftesicherung und Attrakti-
vität des Studienstandorts. 

Nadine Schumacher ist Referentin 
für Aus- und Weiterbildung sowie 
Hochschulpolitik.

Bezahlbarer Wohnraum 
bleibt eine Herausforderung

Bildungsgerechtigkeit ist nur mit 
finanzieller Entlastung möglich
STUDIUM  Das BaföG bedarf einer dringenden Anpassung 
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Für die saarländischen Kommu-
nen sind die Herausforderungen 
größer denn je: Um den Ausstoß 
von Treibhausgasen zu senken, 
müssen sie vor Ort enorme 
Anstrengungen unternehmen 
– und sich zugleich wappnen für 
immer öfter auftretende Hitze- 
und Dürreperioden sowie 
Extremwetterereignisse. Wie 
setzen die fünf Kreisstädte und 
die Landeshauptstadt all das um? 
Für Teil 4 unserer Serie haben wir 
in Neunkirchen nachgefragt. 

Von Benjamin Rannenberg

Bis zum Jahr 2030 hat sich die 
Kreisstadt Neunkirchen drei Kli-
maziele gesetzt: Der Ausstoß von 
Treibhausgasen soll um 60 Pro-
zent gegenüber 1990 gesenkt 
werden. Daneben will die zweit-
größte Kommune des Saarlandes 
bis dahin die erneuerbaren Ener-
gien am Endenergieverbrauch auf 
mindestens zehn Prozent steigern. 
Und im Verkehrssektor sollen bis 
2030 die Treibhausgase um 50 
Prozent verringert werden. Fest-
gelegt wurden diese Klimaschutz- 
und Einsparziele im 2014 fertigge-
stellten integrierten Klimaschutz-
konzept.

Überhaupt sieht die Kreisstadt 
Neunkirchen mit aktuell rund 
48.300 Einwohnern Klimaschutz 
und Klimaanpassung „als wichtige 
Aufgabe“ an, teilt die Stadtverwal-
tung auf Anfrage mit. Im Mai 2019 
wurde die Klimaschutzmanagerin 
Anna Paquet eingestellt. Darüber 
hinaus sei Elias Profeta mit einer 
halben Stelle mit dem Klima-Pro-
jekt betraut. Der Neunkircher 
Oberbürgermeister (OB) Jörg Au-
mann (SPD) betont, wie wichtig 
und aktuell das Thema sei. Zwar 
müsse die Kreisstadt Neunkirchen 
wie alle saarländischen Kommu-
nen grundsätzlich sparen. „Aller-
dings sparen wir nicht speziell an 
sinnvollen Maßnahmen zum Kli-
maschutz und zur Klimaanpas-
sung“, sagt er. Der Neunkircher 
Stadtrat habe 2020 mit dem Be-
schluss der städtischen Klima-Of-
fensive einen Schwerpunkt auf 

dieses Thema gesetzt, so Aumann 
weiter. Da es hierzulande immer 
häufiger zu Extremwetterereignis-
sen wie dem Pfingsthochwasser 
im vergangenen Jahr kommen 
könne, müsse sich die Stadtver-
waltung entsprechend darauf vor-
bereiten. Um besser dafür ge-
wappnet zu sein, erarbeitet die 
Kreisstadt zurzeit ein Hochwasser- 
und Starkregenkonzept.

Apropos städtische Klima-Of-
fensive: Ein „ganzes Bündel von 
Maßnahmen in den Bereichen 
Energie, Umwelt- und Arten-
schutz, Mobilität, Wasser und Ab-
wasser sowie Bildung“ solle zum 
Klimaschutz beitragen, erklärt 
eine Sprecherin. Diverse Maßnah-
men wurden bereits auf den Weg 
gebracht, so etwa die Neu- und 
Wiederbepflanzung früherer 
Baumstandorte in der Innenstadt 
und den neun Stadtteilen mit kli-
maresilienten Baumarten. Im 
Frühjahr 2024 pflanzten zuerst 
Mitarbeiter des Betriebshofs 40 
Hochstämme in den einzelnen 
Stadtteilen. Weitere Baumpflan-
zungen seien vorgesehen, so die 
Stadtverwaltung. Vor dem Hinter-
grund der EU-Wasserrahmen-
richtlinie soll der Mutterbach, der 
bei Kirkel-Limbach in die Blies 
mündet, auch unter klimaökologi-
schen Gesichtspunkten naturnah 

Ein Bündel an Maßnahmen soll 
zum Klimaschutz beitragen 
KLIMASERIE  Neunkirchen sieht Klimaschutz und -anpassung als wichtige Aufgabe

saniert werden. Dabei handelt es 
sich um eine „interkommunale Ko-
operation mit der Gemeinde Kir-
kel“. Auch im Bereich Mobilität hat 
sich viel getan: Zum Beispiel wur-
den Fahrradabstellanlagen im ge-
samten Stadtgebiet errichtet. Am 
Hauptbahnhof wurde eine Sam-
melschließanlage für 24 Fahrräder 
gebaut. Zudem wurde zwischen 
Wellesweiler und Bexbach ein 
Geh- und Radweg auf einer Länge 
von circa 800 Metern neu ange-
legt.

Abgesehen von den umgesetz-
ten und fortlaufenden Maßnah-
men in Klimaschutz- und Klimaan-
passung räumt die Kreisstadt ei-
nen möglichen Knackpunkt ein. 
Während das Klimaanpassungs-
gesetz eine Anpassung an das 
sich verändernde Klima regele, 
schreibe das Bundes-Klima-
schutzgesetz gezielt Minderungs-
ziele vor, um das Klima zu schüt-
zen und den Klimawandel einzu-
dämmen. „Hier besteht die Mög-
lichkeit, dass dahingehende Maß- 
nahmen im Hinblick auf die ver-
fügbaren Mittel konkurrieren“, so 
die Sprecherin. Daher wäre es 
sinnvoll, Klimaschutzmaßnahmen 
wie die Senkung der CO

2-Emissio-
nen, zu bevorzugen, um „das Pro-
blem an der Wurzel zu bekämp-
fen“. Aufgrund der immer deutli-
cher werdenden Klimaauswirkun-
gen verlange die Realität aber 
auch „Maßnahmen, die eher die 
Symptome bekämpfen“.

Der Mutterbach, der unter klimaökologischen Gesichtspunkten 
naturnah saniert werden soll, an der Silbersandquelle. 

Klimaresiliente  
Baumarten gepflanzt
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Die Nachfrage an Pflegefach-
kräften steigt weiter bei gleich-
zeitigem Fachkräftemangel. 
Eine attraktive Ausbildungsge-
staltung, die Ausbildungsabbrü-
chen vorbeugt und Auszubil-
dende motiviert, ist entschei-
dend für die Fachkraftsicherung. 
Neben dauerhaften Ansprech-
personen für Auszubildende ist 
eine strukturelle Anpassung von 
Praxisanleitungen essenziell. 

Von  Carsten Kirsch

Steigende Ausbildungszahlen – 
Potential braucht Förderung
Hohe Abbruchquoten in der Pfle-
geausbildung verschärfen den 
Fachkräftemangel. Befragungen 
zu Vertragsauflösungen durch 
die Koordinierungsstelle der ge-
meinnützigen Gesellschaft zur 
Förderung der Pflegeausbildung 
im Saarland (GFP) zeigen, dass 
Abbrüche in der Mehrzahl durch 
die Auszubildenden selbst erfol-
gen. Die Gründe für eine Ver-
tragsauflösung sind vielfältig und 
liegen meist in inneren Faktoren 
oder an einer lerninhaltlichen 
und emotionalen Überforderung 
der Auszubildenden. Die Erwar-
tungen beim Theorie-Praxis-
Übergang weichen häufig nega-
tiv ab. Nach Zahlen des statisti-
schen Bundesamtes sind die neu 
abgeschlossenen Ausbildungs-
verträge im Saarland zuletzt auf 
927 im Jahr 2024 angestiegen – 
wertvolle Ressourcen, die als 
potenzielle Pflegefachkräfte Un-
terstützung benötigen.

Auszubildende brauchen
Ansprechpersonen

 Im Jahr 2020 wurde die gene-
ralistische Pflegeausbildung ein-
geführt. Unter diesen Auszubil-
denden hat das Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB) eine 
Längsschnittbefragung durch-
geführt. Diese hat die Notwen-
digkeit einer Ansprechperson 
während der Ausbildung hervor-
gehoben. Wegweisend dazu ist 
im Saarland das Modellprojekt 
der Ausbildungslotsen der Kon-

zertierten Aktion Pflege Saar 
(KAP Saar), welches in einigen 
Ausbildungseinrichtungen An-
wendung findet. Diese Lotsen 
unterstützen Auszubildende in-
dividuell bei Herausforderungen 
und wirken folglich Abbruchge-
danken aktiv entgegen. 

Zudem Entlasten sie die Lehr-
kräfte und ermöglichen eine 
stärkere Konzentration auf päda-
gogische Aspekte der Ausbil-
dung. Letztlich profitieren alle 
Akteure, was für eine dauerhafte 
Etablierung der Ausbildungslot-
sen spricht – über den Modell-
charakter hinaus.

Praxis braucht strukturellen 
Wandel

Neben einem curricularen 
Austausch zwischen Pflege-
schulen und Praxiseinrichtungen 
zur Theorie-Praxis-Vernetzung 
ist die Förderung der praktischen 
Ausbildung entscheidend. Das 
Pflegeberufereformgesetz un-
terstreicht den hohen Stellen-
wert der Praxisanleitung durch 
mindestens zehn Prozent an ge-
planter und strukturierter Ausbil-
dungszeit und Erstellung eines 
Ausbildungsplans. Verpflich-
tende berufspädagogische Zu-
satzqualifikationen für Praxisan-
leitende liegen dazu in der Ver-

Ausbildungsbedingungen in der 
Pflege müssen besser werden
FACHKRÄFTEMANGEL  Ausbildungsabbrüchen kann vorgebeugt werden  

antwortung der Praxiseinrichtun-
gen. Ein Bedarf an ausgebildeten 
Praxisanleitungen und gleichzei-
tige Personalengpässe erschwe-
ren hingegen eine strukturelle 
Veränderung hin zu förderlichen 
Ausbildungsbedingungen. Vor 
allem kleinere Pflege- 
einrichtungen und ambulante 
Pflegedienste können Praxisan-
leitungen meist nur schwer ab-
bilden. Eine stete Praxisanleitung 
ist jedoch wesentlich für die Zu-
friedenheit, den Ausbildungser-
folg und den Berufsverbleib Aus-
zubildender. Eine Finanzierung 
zur Aus-, Fort- und Weiterbildung 
Praxisanleitender ist im Rahmen 
der Pflegeberufe-Ausbildungsfi-
nanzierungsverordnung (PflA-
FinV) vorgesehen und kann durch 
den Ausgleichsfonds zur Pflege-
ausbildung der GFP Saar refinan-
ziert werden. Der Fachkräfteman-
gel darf kein Hindernis für Ausbil-
dung sein – im Gegenteil: Wer 
heute in gute Ausbildungsbedin-
gungen investiert, schafft die 
Grundlage für eine starke Pflege-
zukunft.

Carsten Kirsch studiert an der htw 
saar Management und Berufs- 
pädagogik im Gesundheitswesen 
und ist Praktikant im AK-Referat 
Pflege.

In der 
Pflegeaus- 
bildung gibt 
es viele 
Abbrüche. 
Um Fach- 
kräfte zu 
sichern, muss 
die Aus- 
bildung 
verbessert 
werden. 
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Mit „X-Ray. Die Macht des Rönt-
genblickes“ zeigt das Weltkultur-
erbe Völklinger Hütte die zahlrei-
chen kulturellen und künstleri-
schen Aspekte des Röntgen-
blicks. Zu sehen sind Arbeiten 
von 79 Künstlern und Wissen-
schaftlern aus 27 Ländern.

Von Silvia Buss

Wer bei Röntgenstrahlen nur an 
Knochenbrüche und an die Ge-
päckkontrolle am Flughafen 
denkt, wird sich in der neuen Aus-
stellung des Weltkulturerbes 
Völklinger Hütte wundern. Zum 
130. Jahrestag der Entdeckung 
der Röntgenstrahlen zeigt die 
Schau „X-Ray. Die Macht des 
Röntgenblicks“, wie unglaublich 
umfassend sich diese Durch-
leuchtungstechnik seitdem auf 
unsere Wahrnehmung der Welt, 
auf Wissenschaft, Politik, Kunst 
und Kultur ausgewirkt hat. 

Auf über 6.000 Quadratmetern 
Fläche in der Gebläsehalle 
spannt die von Generaldirektor 
Ralf Beil kuratierte Schau ein brei-
tes, reichhaltiges Spektrum auf. 
Es beginnt bei der uralten Sehn-
sucht, in den menschlichen Kör-
per hineinblicken zu können 
(ohne Leichen aufschneiden zu 
müssen) und dem bescheiden 
ausgestatteten Labortisch des 

Physikers und Namensgebers 
Wilhelm Conrad Röntgen (1845-
1923). Es reicht über Kuriositäten 
wie das Pedoskop, das noch bis 
in die 1960er Jahre in Schuhge-
schäften zur – vermeintlich unge-
fährlichen – Ermittlung der richti-
gen Schuhgröße eingesetzt 
wurde, bis hin zum heutigen 
Röntgenteleskop eROSITA, das 
im Weltraum ferne Galaxien und 
schwarze Löcher scannen kann. 
Doch keine Angst: Man muss 
nicht wirklich die Technik verste-
hen, um in der Ausstellung auf 
seine Kosten zu kommen. Denn 
es geht viel mehr um ihre (Aus-)
Wirkung. 

Nach dem ersten Röntgenbild 
der Weltgeschichte, das die Hand 
von Berta Röntgen zeigte, ging 
die neue Technik rund um den 
Globus „viral“. Neben den For-
schern und Medizinern infizierte 
sie auch die Künstler. Filmregis-
seure und Maler ebenso wie Kari-
katuristen nutzten in ihren Wer-
ken die Röntgenbild-Ästhetik, um 
verborgene Wahrheiten sichtbar 
zu machen, sei es nun die Ver-
gänglichkeit des Menschen, die 
Verbindung zwischen verwunde-
tem Körper und Seele, die Ge-

Spannend, abwechslungsreich 
und für jeden verständlich
AUSSTELLUNG  X-Ray. Die Macht des Röntgenblicks in der Völklinger Hütte

fährlichkeit von Politikern wie Hit-
ler und Trump oder das getötete 
Tier „in“ jeder Ledertasche. Bilder 
von Frida Kahlo bis John Heart-
field und aktuellen Künstlern, ver-
größerte Reproduktionen wie 
kleine Originale, machen die Aus-
sagen äußerst anschaulich. Be-
gehbar ist die neogotische „Ka-
pelle“ des belgischen Provoka-
teurs Wim Delvaye, eine Leih-
gabe aus Luxemburg, die das 
dortige Mudam-Museum ins De-
pot verbannt hatte. Ihre vermeint-
lichen Kirchenfenster entpuppen 
sich als gefärbte Röntgenbilder 
von Gebissen, Darmschlingen 
und sich küssenden Männern. 
Wie nachhaltig bis heute die Ra-
diologie die Kunst inspiriert, be-
legen in der Schau nicht zuletzt 
Musikvideos und Animés wie der 
„Uterus Man“, der das weibliche 
Geschlechtsorgan als Ursprung 
von „Superkräften“ darstellt. Auch 
Modemacher wie Jean-Paul 
Gaultier konnten nicht widerste-
hen, Kleider oder Jacken mit Ske-
letten zu designen. Subversiv: 
Beatles-Hits, auf Singles aus 
Röntgenbildern geprägt, die 
Westmusik-Fans in die Sowjet-
union einschmuggelten. 

Die politische Dimension von X-
Ray erhält in Vöklingen breiten 
Raum. Da geht es um Missbrauch 
der Röntgenstrahlung, etwa zur 
Kontrolle und Überwachung von 
Minenarbeitern, aber auch um X-
Ray als Mittel des politischen Wi-
derstands und gesellschaftlicher 
Kritik. Das leise, aber beeindru-
ckende Gegenstück zu Delvoyes 
Kapelle ist Christoph Brechs Auf-
tragsarbeit „Odem“: Vor eines der 
Bogenfenster der Gebläsehalle 
hängt er ein zweites, das Staub-
lungen-Röntgenbilder von ehe-
maligen Hüttenarbeitern zeigt. 

Beil ist mit „X-Ray“ diesmal 
nicht nur eine Ausstellung gelun-
gen, die extrem spannend, ab-
wechslungsreich und für jedwe-
des Publikum verständlich ist. Er 
hat auch mit mehr Exponaten als 
sonst konkrete Bezüge zum Ar-
beitsort Hütte herstellen können. 
Fazit: sehr zu empfehlen. 

Wie die Radiologie  
die Kunst inspiriert

Die 
Ausstellung 
beginnt mit 

dem 
Labortisch 

von Wilhelm 
Conrad 

Röntgen.  
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Das Saarland ist ein Chor-Land.
In einer unregelmäßigen Serie 
stellen wir eine kleine Auswahl
der vielen singenden Gemein-
schaften vor: diesmal den
Oratorienchor Saarbrücken.

Von Silvia Buss

Er gilt als einer der renommiertes-
ten Chöre der saarländischen Kir-
chenmusikszene und widmet sich 
ausschließlich der großen gängi-
gen, aber auch unentdeckten Ora-
torienliteratur. Der Oratorienchor 
Saarbrücken existiert schon seit 
40 Jahren – und wenn er auftritt, 
wird die Kirche voll. So wie zuletzt 
Anfang November, als der Chor in 
der Saarbrücker Ludwigskirche 
sein großes jährliches Herbstkon-
zert gab. Für „Ein deutsches Re-
quiem“ von Brahms hatte sich der 
rund 60-köpfige Chor mit profes-
sionellen Solostimmen und 36 
Musikern und Musikerinnen des 
Saarländischen Staatsorchesters 
verstärkt. Rund 560 Zuschauer 
und Zuschauerinnen hörten zu. 

Gegründet hat den Oratorien-
chor Saarbrücken Annemarie 
Ruttloff, die ihn bis zum heutigen 
Tag auch formte und leitete. Einige 
der heutigen Chormitglieder ha-
ben schon als Fünfjährige im Kin-
der- und Jugendchor „Cantabile“ 
gesungen, den die Kirchenmusi-
kerin ab 1975 in Saarbrücken-Bü-
bingen ins Leben rief. Als Ruttloff 
1985 die Bübinger Kantorei über-
nahm, gründete sie außerdem in 
ihrer Eigenschaft als Kreiskantorin 
die Kantorei des Kirchenkreises 
Saarbrücken. Beide Chöre bilde-
ten den Grundstock des Oratori-
enchors, der heute Frauen und 
Männer im Alter zwischen 20 und 

70 Jahren zählt Die meisten sind 
laut Rutloff um die 45 Jahre, kom-
men aus dem ganzen Saarland 
und nahen Lothringen, erstaunlich 
viele seien von Beruf Lehrer. Ge-
sungen hat der Oratorienchor seit 
1985 so ziemlich alle bedeuten-
den Werke der großen Komponis-
ten. Alle Oratorien und Psalmkan-
taten von Mendelssohn Bartholdy, 
von Johann Sebastian Bach die 
Johannes-Passion und Matthäus-
Passion, das Weihnachtsorato-
rium, die h-Moll-Messe und viele 
Kantaten, ebenso Messen von 
Schumann, Schubert, Beethoven 
sowie Requien von Mozart, Dvo-
rak, Brahms, Faure und Fanny Hen-
sel, aber auch unbekanntere 
Werke, wie zum Beispiel Mose von 
Max Bruch

Warum diese Fokussierung auf 
geistliche Musik? Das versteht sich 
für Ruttloff, Kirchenmusikerin mit 
Leib und Seele und Bundesver-
dienstkreuzträgerin, die durch die 
Ehe mit einem evangelischen 
Pfarrer ins Saarland kam, von 
selbst. Nicht nur wegen der Quali-
tät der musikalischen Werke. „Mir 
ist es auch wichtig, auf die Texte 
einzugehen und ein Gefühl für den 
Inhalt zu vermitteln“, erklärt sie. 
„Damit man auch spürt, wie die 
Texte in Musik umgesetzt sind“. 
Nur so könne man letztlich sänge-
risch überzeugen.

Konfessionell gebunden sei 
man aber nicht, betont Franz 
Meyer, der Vorsitzende des Freun-
des- und Förderkreises des Orato-
rienchors und seit 20 Jahren auch 
eine wichtige Stimme im Bass. „Es 

Chor für große geistliche Werke 
SERIE  Der Oratorienchor Saarbrücken gilt als einer der besten des Saarlandes

Infos: www.
oratorienchor-
saarbruecken.
de

gibt bei uns evangelische Christen, 
katholische Christen und be-
stimmt auch Atheisten, die trotz-
dem gern mitsingen“, sagt er. Für 
neue Mitsängerinnen und Mitsän-
ger sei der Chor immer offen. Der 
einzige Anspruch, den man an sie 
stellt: „Sie müssen schon vorsin-
gen, sie müssen sauber etwas 
nachsingen können, und sie müs-
sen Freude an ernsthafter musika-
lischer Arbeit haben“, so Chorleite-
rin Ruttloff. Großen Wert legt sie 
auch auf intensive Stimmbildung. 
Denn diese sei ausschlaggebend 
für den Klang eines Chors.

Geprobt wird immer ab März, 
dann jede Woche dienstags, aus-
genommen in den Sommerferien, 
bis zum Jahreskonzert im Novem-
ber. Für ihn, sagt Franz Meyer, 
seien aber nicht die Konzerte das 
Highlight, sondern die Proben. Der 
Grund: „Wir kommen einfach gern 
dienstagabends, wie haben ein-
fach ein gutes Klima im Chor“. Und 
das soll auch so bleiben, wenn An-
nemarie Ruttloff (77) im Jahr 2026 
die Leitung abgibt. Der Wunsch-
Nachfolger ist schon gefunden. Es 
ist der Musiker Rainer Oster (59), 
seit 2022 Organist und Kantor an 
der Völklinger Versöhnungskirche. 
Ab März werden Ruttloff und Oster 
die wöchentlichen Proben immer 
im Wechsel leiten, um zwei neue 
Werke für das große Übergabe-
konzert im November einzustudie-
ren. 

Am Karfreitag, am 3. April, 17 
Uhr, kann man beide erleben. 
Dann singt der Oratorienchor Saar-
brücken in der Versöhnungskirche 
– ohne Orchester – noch einmal 
Brahms deutsches Requiem. Dann 
sitzt Oster an der Orgel und Ruttloff 
dirigiert. Der Eintritt ist frei.

Der 
Oratorienchor 
Saarbrücken 
besteht 
bereits seit 40 
Jahren. 
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Annemarie Rutloff gibt  
2026 die Leitung ab

!
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Noch bis zum 4. Januar zeigt die 
Moderne Galerie unter dem Ti-
tel „Into the Dark“ druckgrafi-
sche Arbeiten von Künstlern wie 
Otto Dix, Vincent van Gogh und 
Käthe Kollwitz. Dunkle Gefühle 
sind das übergreifende Thema. 

Eine Wanduhr mit menschlichen 
Köpfen statt Ziffern, ein Schwert 
als Stundenzeiger, der sie un-
ausweichlich nacheinander ab-
schlagen wird: „Die Todes-
stunde“ nannte Alfred Kubin 
diese düstere Zeichnung, die 
von existenzieller Verlorenheit 
erzählt. Sie ist eine von 16, die 
der Kunstmäzen Hans von We-
ber 1901 als Faksimile-Drucke 
herausgab und damit dem ös-
terreichischen Grafiker, Buchil-
lustrator und Schriftsteller Kubin 
mit zum Durchbruch verhalf. 

Die Mappe, in der Kubin auch 
Angstthemen und Erfahrungen 
wie Epidemien, Hungersnöte, 
Krankheiten in albtraumhaften 
Motiven verarbeitet, hängt im 
Zentrum der aktuellen Ausstel-
lung „Into the Dark“ in der Mo-
dernen Galerie. Die Schau ver-
sammelt gut 100 druckgrafische 
Arbeiten der Zeit von Ende des 
19. bis erstes Drittel des 20. Jahr-
hunderts, die sich, stilistisch sehr 
vielfältig und technisch exzel-
lent, der dunklen Seite der 
menschlichen Existenz widmen. 
Zu sehen sind druckgrafische 
Arbeiten aus der eigenen 

Sammlung von so berühmten 
Künstlern wie Otto Dix, James 
Ensor, Vincent van Gogh, Käthe 
Kollwitz, Alfred Kubin und erst-
mals der vollständige Bestand 
an Blättern von Edvard Munch. 
Außerdem als Leihgabe aus 
Karlsruhe die bekannte Radier-
folge von Max Klinger „Opus IV“, 
in der der Künstler des Symbo-
lismus das Auffinden eines Da-
menhandschuhs zu einer Folge 
von unglaublich fantasievollen, 
aberwitzigen Traumbildern ge-
staltet, die auf den konkreten 
Handschuh unbewusste Wün-
sche, Fantasien und Ängste pro-
jizieren. Die fast ausnahmslos 
schwarz-weißen Arbeiten setzen 
Gefühle wie Trauer, Schwermut, 
diffuses Unbehagen oder auch 
– so Kollwitz und Dix – Entsetzen 
über Krieg ins Bild. 

Doch nicht alle sind nur „düs-
ter“. Manchmal greifen die 
Künstler auch zu Groteske, Kari-
katur und Sarkasmus – wie etwa 
Dix Serie über Zirkusartisten – 
und bringen zum Schmunzeln. 
Erst recht wenn die überwie-
gend männlichen Grafiker ihren 
Blick auf das weibliche Ge-
schlecht richten. Mal übereroti-
siert, mal dämonisiert verrät es 
mehr über männliche Ängste 
und Machtwunsch als über die 
Frauen selbst.	 sb
www.kulturbesitz.de/de/
ausstellungen

Die dunkle Seite der 
menschlichen Existenz
AUSSTELLUNG  Into the Dark in der Modernen Galerie

Mit Hintersinn 
und Ironie

REINGELESEN

Mehr Infos  
gibt es unter  
http://taz.de

Von Silvia Buss

W
ochenzeitungen 
können leicht zur 
Last werden: Die 
Arbeitswoche 

vergeht wie im Flug, die neue 
Nummer l iegt schon auf der 
Fußmatte – und man hat die alte 
noch gar nicht geschafft . Bei der 
Wochentaz ist die Gefahr nicht 
so groß. Mit ihren 44 Seiten im 
normalen alten Taz-Print-Format 
greift man sie locker mit einer 
Hand, dennoch ist sie kein 
Zu-Leichtgewicht, hat Substanz. 
Die Titelseite: ein echter Hingu-
cker, genau so war man’s von der 
täglichen Papier-Taz gewohnt. 
„Alles muss man selber machen“ 
titelt die Redaktion etwa zur 
Digitalen Unabhängigkeit, bebil-
dert mit Doityourself-Verkabe-
lung durch den  Briefschlitz. Für 
erfrischende Ironie und Hinter-
sinn wie aus der Sponti-Ära ist 
die Taz auch wöchentlich immer 
noch gut. Gut lesbar und in 
großer Menge bietet sie innen 
viele Hintergrundberichte zur 
deutschen bis globalen Politik . 
Nach zwei Seiten über Renten-
debatte und Rentensystem fühlt 
man sich wie versprochen wirk-
l ich im  Überblick informiert (und 
nicht deprimiert). Wirken die 
meisten Rubriken wie „Gesell-
schaft“, „Kultur“ auch klassisch, 
so f indet die Taz stets ihren 
eigenen Zugriff auf Themen. 
Originell ist etwa die Rubrik 
„Stadtland“. Laut unabhängiger 
Verkaufsmessung hat die 
Wochentaz denn auch Erfolg: Vor 
drei Jahren erst eingeführt, l iegt 
sie im Ranking deutscher 
Wochenzeitungen stabil auf Platz 
fünf. James Ensor: Der Zorn, 1904. Foto: Tom Gundelwein
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Carina Linge, Gestohlene Nacht (Tableau L. E.), 2023, C-Print auf 
Dibond, 100 x 150 cm; © Carina Linge, VG Bildkunst Bonn

Veranstaltungen 
auf Wanderschaft 
waren voller Erfolg 
RECHTSSCHUTZSAAL

Kommen sie oder kommen sie nicht mit? 
Das war vorab die spannende Frage, als es 
hieß: „Rechtsschutzsaal (geht) auf Tour“. 
Denn seit März wird am und im Rechts-
schutzsaal bekanntlich fleißig gearbeitet. 
Mit Mitteln der nationalen Städtebauförde-
rung soll das älteste Gewerkschaftshaus 
Deutschlands aufgewertet, modernisiert 
und barrierefrei werden. 

Um den Menschen während der Umbau-
zeit ein Kulturprogramm bieten zu können, 
ging die Stiftung Rechtsschutzsaal mit ihren 
Veranstaltungen auf Wanderschaft reihum 
zu den Spielstätten von Partnern. Jetzt kann 
Christina Tsiakiris zufrieden vermelden: Die 

Idee war ein 
voller Erfolg. 
„Unser Publi-
kum hat uns 
überallhin be-
gleitet, ins Rat-
haus Friedrichs-
thal, ins Bil-
dungszentrum 
Kirkel, in die 
Aula Sulzbach 
genauso wie ins 
Filmhaus und 
ins Kino acht-
einhalb in Saar-
brücken, um nur 
einige Stätten 
zu nennen.“ 
Durch die Tour 
konnte zusätz-
lich auch neues 
Publikum ge-

wonnen werden. Der Stadt Friedrichsthal 
und der Arbeitskammer gebühre großer 
Dank, sagt die Leiterin des Kulturpro-
gramms des Rechtsschutzsaals. Denn 
diese hätten die Tour unterstützt und man 
habe gut zusammengearbeitet. 

Sehr gut angekommen seien auch die 
„Eckstein-Wanderungen“ mit Dr. Frank 
Hirsch, dem Leiter des Dokumentations-
zentrums der Arbeitskammer. Deshalb wer-
den sie auch fortgesetzt. Die erste Wande-
rung wird am 9. Mai 2026, zum Tag der 
Städtebauförderung, stattfinden. Dabei 
können sich die Besucher auch selbst ein 
Bild vom Fortschritt der Sanierungsmaß-
nahmen machen. Die Reihe „Musik unter 
Kastanien“ wird auch 2026 wieder stattfin-
den, „hoffentlich dann auch schon bei ei-
nem wiedereröffneten Rechtsschutzsaal“, 
sagt Christina Tsiakiris. Viele weitere Veran-
staltungen seien schon in Planung. � sb

Bei dem Titel „Allerseelen“ mag so 
mancher vorschnell abwinken. 
Doch in Carina Linges Arbeiten, 
die bis zum 18. Januar in der städti-
schen Galerie Neunkirchen zu se-
hen sind, geht es nicht um katholi-
sches Totengedenken, sondern 
um Porträts von Lebenden. Die in 
Leipzig ansässige Fotografin, Jahr-
gang 1976, arbeitet dabei mit ei-
nem erweiterten Porträtbegriff. 
Gegen die Flut der schnellen Sel-
fies stellt sie mehrteilige Bild-Tab-
leaus, die in Folge eines mehrmo-
natigen Kennenlernens ihrer weib-
lichen Gegenüber entstehen. Lin-
ges Porträts von Künstlerinnen 
oder Kloster-Bewohnerinnen fo-
kussieren auch nicht auf Gesichter. 
Vielmehr versucht sie die jeweilige 

Filmfans aufgepasst: Der Ticket-
verkauf für das Festival Max 
Ophüls Preis startet am 20. De-
zember. Die Karten gibt es online 
sowie in Saarbrücken an einem 
Stand in der Europagalerie. Die 47. 
Festivalausgabe findet vom 19. bis 
25. Januar statt. Das wichtigste 
Festival für den deutschsprachi-
gen Nachwuchsfilm richtet wieder 
vier Wettbewerbe in den Katego-
rien Spielfilm, Dokumentarfilm, 

Persönlichkeit, ihre Gefühls- und 
Gedankenwelt in inszenierten Kör-
perbildern und einer Reihe von  
metaphorischen und symbolisch 
aufgeladenen Stillleben zu spie-
geln. Dabei reinszeniert die Foto-
grafin oft kunsthistorische Vorbil-
der wie Caravaggio, Hieronymus 
Bosch oder gar Gerhard Richter 
und barocke Vanitas-Motive. Ihre 
Fotografien faszinieren nicht nur 
durch gekonnte Komposition und 
Lichtführung, sondern durch ein-
zelne heutige Gegenstände wie 
Nagellack oder Büro-Stempel, die 
die historische Anmutung irritie-
rend durchbrechen. � sb

https://staedtische-galerie-neun-
kirchen.de

mittellanger und Kurzfilm aus. 
Erstmals sind in allen Kategorien 
ausdrücklich auch Animations-
filme zugelassen. „Das Festival 
wird auch in der kommenden Aus-
gabe in Saarbrücken wieder eine 
Plattform bieten, um innovative 
Geschichten und wichtige The-
men zu entdecken“, so die künst-
lerische Leiterin Svenja Böttger. �sb

www.ffmop.de

Faszinierende Fotografien 
von Carina Linge 
SCHAU  „Allerseelen“ in der Galerie Neunkirchen

MOP: Ticketverkauf 
startet im Dezember
KINO  Max Ophüls Preis vom 19. bis 25. Januar
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Mathilde Kaori (links) und 
Armelle Rebischung aus 
Lille beim Chansonabend 
der Reihe „Musik unter 
Kastanien“ vor dem 
Rathaus Friedrichsthal. 
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Ich habe die Möglich-
keit, ab 1.Februar 
nächsten Jahres eine 
Rente für besonders 
langjährig Versicherte 
anzutreten. Dann muss 
ich ja das Weihnachts-
geld nicht zurückzah-
len, wenn es laut 
Tarifvertrag nur 
zurückgezahlt werden 
muss, wenn man bis 
zum 31. März auf 
eigenen Wunsch 
ausscheidet. Oder?

1

ZU  
WEIHNACHTSGELD UND 

SONDERZAHLUNGEN

FRAGEN UND 
ANTWORTEN4
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Habe ich Anspruch auf die Zah-
lung von Weihnachtsgeld? 
Muss ich eine Sonderzahlung 
zurückzahlen, wenn ich kün-
dige? Solche Fragen bewegten 
viele Leser beim Telefon-Ratge-
ber der Saarbrücker Zeitung. 
Antworten hatte AK-Jurist Timm 
Lau.

Leider doch. Sie müssen näm-
lich auch beim Bezug einer vor-
gezogenen Rente – also vor Er-
reichen der Regelaltersgrenze – 
das Arbeitsverhältnis aktiv be-
enden, wenn Sie aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden wol-
len. Denn nur die Regelalters-
grenze kann ein Arbeitsverhält-
nis „automatisch“ beenden. Ihre 
Kündigung würde zu einer Rück-
zahlungspflicht führen, wenn Sie 
zu Ende Januar ausscheiden. Sie 
können aber durchaus auch ne-
ben dem Rentenbezug noch 
weiterarbeiten, erst später kün-
digen und damit die Rückzah-
lung umgehen. Oder sie verein-
baren mit dem Arbeitgeber ei-
nen Aufhebungsvertrag, in dem 
dieser auf eine Rückzahlung 
verzichtet, wenn er aus Perso-
nalkostengründen ebenfalls da-
ran interessiert ist, das Arbeits-
verhältnis zu beenden.

Meine Befristung 
wurde im September 
nicht verlängert und 
ich musste das Unter- 
nehmen verlassen. 

2

Leider nein. Es ist bei Sonder-
zahlungen zulässig, einen Stich-
tag zu vereinbaren und alle, die 
vorher ausscheiden, vom An-
spruch auszuschließen. Das gilt 
nur dann nicht, wenn die Son-
derzahlung nicht der Betriebs-
treue, sondern der Entlohnung 
erbrachter Arbeitsleistung dient. 
Letzteres ist vor allem dann der 
Fall, wenn im Eintrittsjahr nur ein 
anteiliger Anspruch auf eine 
Sonderzahlung entsteht. Wenn 
wie hier - erkennbar an der 
Rückzahlungspflicht bei Eigen-
kündigung - die Betriebstreue 
honoriert wird, gibt es regelmä-
ßig keinen anteiligen Anspruch 

In meinem Arbeitsver-
trag steht, dass die im 
November gezahlte 
Jahresendprämie eine 
widerrufliche Leistung 
sei und darauf trotz 
wiederholter Zahlung 
kein Rechtsanspruch 
bestehe. Jetzt habe ich 
festgestellt, dass 
dieses Jahr einfach 
kein Weihnachtsgeld 
ausgezahlt wurde. 
Kann ich mich da-
gegen wehren?

3

Durchaus. Denn wenn Ihnen vor 
dem Stichtag, an dem die Son-
derzahlung ausgezahlt wird, 
kein Widerruf von Seiten des 
Arbeitgebers zugeht, ist der An-
spruch auf die Auszahlung ent-
standen und kann nicht mehr im 
Nachhinein widerrufen werden.

Ich habe mit Wirkung 
zu Ende Februar eine 
betriebsbedingte 
Kündigung erhalten 
und jetzt will mir der 
Chef nicht mal mehr 
das Weihnachtsgeld 
auszahlen. Denn 
Anspruch hätten laut 
Arbeitsvertrag nur 
Mitarbeiter in unge-
kündigten Arbeitsver-
hältnissen. Ist so etwas 
möglich?

4

Nein, das geht in dieser Form 
nicht. Denn wenn es Arbeitgeber 
in der Hand haben, durch den 
Ausspruch einer Kündigung den 
Anspruch auf eine Sonderzah-
lung zu verhindern, stellt dies 
eine unangemessene Benach-
teiligung der Arbeitnehmer dar. 
Eine Klausel, die nicht danach 
differenziert, von wem und wes-
halb die Kündigung ausgespro-
chen wurde, ist grundsätzlich 
unwirksam. 

Einen gesetzlichen Anspruch 
auf Weihnachtsgeld gibt es 
nicht. Dieser kann nur vertrag-
lich, betrieblich oder tariflich 
vorgegeben sein

Habe ich dennoch An- 
spruch auf ein anteili-
ges Weihnachtsgeld, 
obwohl im Tarifvertrag 
steht, dass die Jahres-
sonderzahlung nur an 
Mitarbeiter gezahlt 
wird, die am 1. Dezem-
ber noch im Arbeits-
verhältnis stehen und 
die nicht vor dem 31.3. 
des nächsten Jahres 
durch Eigenkündigung 
ausscheiden?

beim Ausscheiden vor dem 
Stichtag, auch wenn Sie gerne 
geblieben wären.
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Streit um Überstunden, 
ausbleibende Vergütung oder 
Abmahnungen: Der Schlich-
tungsausschuss soll Konflikte 
in der Berufsausbildung 
beilegen, um möglichst eine 
außergerichtliche Streitbeile-
gung zu erreichen. Diese 
Anlaufstelle ist vielen unbe-
kannt, dabei kann sie schnell 
und zielgerichtet helfen. In 
dem folgenden Artikel stellt 
AK-Jurist Uli Meisinger We-
sentliches zum Schlichtungs-
ausschuss dar.

Was ist der Schlichtungsaus-
schuss?
Der Schlichtungsausschuss ist 
geregelt in § 111 Absatz 2 Ar-
beitsgerichtsgesetz und soll 
Streitigkeiten zwischen Ausbil-
denden und Auszubildenden in 
einem bestehenden Berufsaus-
bildungsverhältnis beilegen. 
Zur Bildung der Ausschüsse 
sind die Handwerksinnungen, 
die Industrie- und Handelskam-
mern oder die sonstigen in §§ 
71ff. Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) genannten Stellen be-
rechtigt. Die Bildung eines Aus-
schusses ist nicht zwingend 
vorgeschrieben. Wird ein Aus-
schuss gebildet, muss er paritä-
tisch besetzt sein, also mit der 
gleichen Anzahl von Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmervertre-
tern. 

Das Verfahren
Der Antrag auf Schlichtung 
kann von beiden Seiten, also 
von Auszubildenden oder Aus-
bildenden, bei der zuständigen 
Kammer gestellt werden (bei 
Minderjährigen kann der Antrag  
von den Eltern gestellt werden). 
Für die Anrufung des Schlich-
tungsausschusses gibt es keine 
gesetzliche Frist. Allerdings 
kann bei einem zu langen Ab-
warten eine Verwirkung eintre-
ten. Wenn es also erforderlich 
ist, den Schlichtungsausschuss 
anzurufen, dann sollte dies am 
besten unverzüglich getan wer-
den. Dem Antrag sollten eine 

kurze Begründung und Kopien 
wichtiger Unterlagen (Abmah-
nungen, Entgeltnachweise, und 
ähnliche Dokumente) beigefügt 
werden. In der nicht-öffentli-
chen Verhandlung werden 
beide Parteien mündlich ange-
hört. 

Ergebnis des Schlichtungsaus-
schusses 
Im besten Fall einigen sich die 
Parteien auf einen Vergleich. 
Ohne Einigung fällt der Aus-
schuss einen Schlichtungs-
spruch. Wird dieser nicht inner-
halb einer Woche von beiden 
Parteien anerkannt, kann bin-
nen zwei Wochen nach ergan-
genem Spruch Klage beim zu-
ständigen Arbeitsgericht erho-
ben werden. Je nach Streitge-
genstand sind gegebenenfalls 
unterschiedliche Fristen zu be-
achten, weswegen Betroffene 
sich im Vorfeld informieren soll-
ten. 

Ist die Schlichtung Pflicht?
Wurde von der zuständigen 
Kammer ein Schlichtungsaus-
schuss gebildet, ist das Schlich-
tungsverfahren während eines 
bestehenden Ausbildungsver-
hältnisses grundsätzlich zwin-
gende Zulässigkeitsvorausset-

Wie der Schlichtungsausschuss 
Konflikte in der Ausbildung löst
ANLAUFSTELLE  Streit muss nicht vorm Arbeitsgericht enden

zung für ein sich anschließen-
des Arbeitsgerichtsverfahren. 
Vereinfacht ausgedrückt heißt 
das: zuerst Schlichtungsverfah-
ren, dann gegebenenfalls 
Klage. Allerdings ist der direkte 
Rechtsweg zu den Arbeitsge-
richten nicht ausgeschlossen: 
Wird die Verhandlung vor ei-
nem gebildeten Schlichtungs-
ausschuss erst nach Klageer-
hebung beim Arbeitsgericht, 
aber noch vor der Streitver-
handlung durchgeführt, so wird 
die zunächst unzulässige Klage 
nachträglich zulässig. Existiert 
bei der zuständigen Kammer 
kein Schlichtungsausschuss, 
kann sofort das Arbeitsgericht 
angerufen werden. Auch hier 
sind gegebenenfalls Fristen zu 
beachten, weshalb eine indivi-
duelle Beratung erfolgen sollte.

Fazit: Was tun bei Konflikten?
Auszubildende sollten grund-
sätzlich zunächst das Gespräch 
im Ausbildungsbetrieb suchen 
und auf eine Lösung hinwirken. 
Im Idealfall besteht eine Ju-
gend- und Auszubildendenver-
tretung, die mit eingebunden 
werden kann. Erst wenn keine 
Einigung in Sicht ist, sollte der 
Schlichtungsausschuss ange-
rufen werden. 

Auszubilden- 
de haben viele 
Rechte und 
Pflichten. Gibt 
es während 
der Ausbil-
dung Konflikte 
mit dem 
ausbildenden 
Betrieb, sollen 
diese mög-
lichst vor 
einem 
Schlichtungs-
ausschuss 
beigelegt 
werden. 

Fo
to

: A
d

o
b

e
 S

to
ck

/
 M

o
n

ke
yB

u
si

n
e

ss



Recht + Rat

40  ·  AK-Konkret 6|25

Wer längere Zeit krank ist, muss 
sich um eine lückenlose Krank-
schreibung kümmern. Erkrankte 
Beschäftigte brauchen rechtzeitig 
entsprechende Bescheinigungen 
zu ihrer Arbeitsunfähigkeit aus ih-
rer Arztpraxis. Darauf weist die 
Schleswig-Holsteinische Rechts-
anwaltskammer in einer Mittei-
lung hin. Hintergrund: Bis zum 
Ende der sechsten Woche einer 
Arbeitsunfähigkeit zahlt der Ar-
beitgeber weiter Lohn. Danach er-
halten krankgeschriebene Be-

schäftigte in der gesetzlichen 
Krankenversicherung das soge-
nannte Krankengeld von ihrer 
Krankenkasse. Der Anspruch dar-
auf kann jedoch verfallen, sollte 
die Krankschreibung selbst ver-
schuldete Lücken aufweisen, wie 
die Rechtsanwaltskammer er-
klärt. Wer eine Folgebescheini-
gung benötigt, muss spätestens 
am ersten Werktag nach Ablauf 
der zuletzt bescheinigten Arbeits-
unfähigkeit eine erneute Krank-
schreibung einholen. � tmn

Tritt ein Chorleiter aus der katho-
lischen Kirche aus, rechtfertigt 
das keine außerordentliche Kün-
digung durch den kirchlichen 
Arbeitgeber. Das zeigt ein Urteil 
des Hessischen Landesarbeits-
gerichts, auf das die Arbeitsge-
meinschaft Arbeitsrecht des 
Deutschen Anwaltvereins (DAV) 
verweist. 

Der Fall: Ein katholischer Chor-
leiter war aus der Kirche ausge-
treten. Daraufhin kündigte ihm 
seine kirchliche Arbeitgeberin 
außerordentlich. Die Kündigung 
war laut Landesarbeitsgericht 
aber unwirksam. Sie verstoße 
gegen das Allgemeine Gleich-

behandlungsgesetz (AGG), weil 
sie unmittelbar an die Religion 
des Arbeitnehmers anknüpfe. 
Ein berechtigtes Interesse der 
Beklagten, den Kläger allein we-
gen seines Kirchenaustritts zu 
kündigen, war nach Auffassung 
des Gerichts nicht ersichtlich. 
Eine fortbestehende Kirchen-
mitgliedschaft sei keine wesent-
liche und gerechtfertigte beruf-
liche Anforderung im Sinne des 
AGG. Der Kläger nehme keine 
zentrale Rolle im Verkündi-
gungsauftrag der Kirche ein. 
Seine Tätigkeit als Chorleiter sei 
nicht hinreichend eng mit dem 
religiösen Selbstverständnis der 
Einrichtung verbunden. 

Zudem habe die Stellenaus-
schreibung selbst die Konfessi-
onszugehörigkeit nur als Regel-
fall gefordert. Dort hieß es laut 
Urteil: „Sie sind interessiert, ver-
fügen über die entsprechenden 
Voraussetzungen, gehören in 
der Regel der katholischen Kir-
che an und identifizieren sich mit 
deren Grundsätzen und Zielen?“ 
Diese Formulierung deutet nach 
Auffassung des Gerichts auf 
Ausnahmen hin. Die Kündigung 
sei daher auch unter dem Ge-
sichtspunkt der Verhältnismä-
ßigkeit nicht haltbar.

Aktenzeichen 4 SLa 127/24

Kirchenaustritt:  
Kündigung nicht erlaubt
URTEIL  Verstoß gegen das AGG

Lückenloser Nachweis
KRANKENGELD  Der Anspruch kann verfallen
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Einem Chorleiter wegen eines 
Kirchenaustritts zu kündigen, ist 
laut Urteil nicht verhältnismäßig. 

Abmeldung ist  
nicht erforderlich
STREIKRECHT

Beschäftigte müssen sich für die Teilnahme 
an einem rechtmäßigen Streik nicht vorher 
beim Arbeitgeber abmelden. Das zeigt ein 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Mecklen-
burg-Vorpommern. Ein Arbeitgeber dürfe 
eine Streikteilnahme nicht als unentschuldig-
tes Fehlen werten, erklärt die Arbeitsgemein-
schaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwalt-
vereins (DAV) dazu. In dem Fall hatte eine Ar-
beitnehmerin an einem Warnstreik einer Ge-
werkschaft teilgenommen, ohne sich bei 
ihrem Arbeitgeber abzumelden. Sie fehlte 
nach dessen Auffassung unentschuldigt und 
erhielt eine Abmahnung. Laut DAV argumen-
tierte das Unternehmen, dass eine Suspen-
dierung der Arbeitspflicht nur mit einer aus-
drücklichen Abmeldung eintrete. Laut Urteil 
jedoch seien die Arbeitspflicht des Arbeitneh-
mers und die Vergütungspflicht des Arbeitge-
bers während eines rechtmäßigen Streiks 
suspendiert. Eine zusätzliche, gesonderte Ab-
meldung beim Arbeitgeber ist in der Regel 
nicht erforderlich.

Wie der DAV weiter erklärt, stütze sich das 
Gericht auf ein tarifvertragliches Maßrege-
lungsverbot. Sanktionen des Arbeitgebers im 
Zusammenhang mit rechtmäßigen Arbeits-
kampfmaßnahmen sind demnach ausdrück-
lich untersagt. Dieses Verbot soll sicherstel-
len, dass die Teilnahme an rechtmäßigen 
Streiks keine negativen Konsequenzen für 
das Arbeitsverhältnis hat. � tmn

Aktenzeichen 2 Sa 123/23

Genehmigter Urlaub 
ist verbindlich
REISEPLÄNE GEPLATZT

Können Beschäftigte bereits genehmigte Ur-
laubstage zurückgeben oder nach hinten ver-
schieben, wenn sie neue Reisepläne machen 
müssen? „Ein einmal genehmigter Urlaubsan-
trag ist für beide Seiten verbindlich und kann 
nur einvernehmlich wieder aufgehoben wer-
den“, sagt Nathalie Oberthür, Fachanwältin für 
Arbeitsrecht. Den Urlaub kurzfristig absagen 
oder den Zeitraum ändern kann man nur in 
Absprache mit dem Arbeitgeber. Was aber, 
wenn der Rückflug aufgrund eines Warn-
streiks verschoben wurde und man nicht 
rechtzeitig zurück am Arbeitsplatz sein kann. 
Anspruch auf Vergütung gebe es für die aus-
gefallene Zeit keine, Abmahnungen oder so-
gar Kündigungen sind in einem solchen Fall in 
der Regel aber auch nicht gerechtfertigt. � tmn
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FÜR GUTE ARBEIT IM SAARLAND
REPA WÜNSCHT VIEL SPASS BEIM LESEN DER AK-KONKRET

 06893 8002-0

 info@repa-druck.de

 www.repa-druck.de

Anzeige

Probezeit bestanden! Oder doch 
nicht? Verhält sich der Arbeitgeber 
hinsichtlich einer Kündigung in der 
Probezeit widersprüchlich, kann 
eine Kündigung unter Umständen 
treuwidrig und damit unwirksam 
sein. Das zeigt ein Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts Düsseldorf. 
Entscheidend ist dabei aber auch, 
von wem die ursprüngliche Zu-
sage kam. In dem Fall, über den 
das Fachportal Haufe.de berichtet, 
teilte der Dienstvorgesetzte und 
Prokurist einem Mitarbeiter kurz 
vor Ende seiner sechsmonatigen 
Probezeit mit, dass er selbstver-
ständlich übernommen werde. 
Wenig später wurde dem Mitar-
beiter aber dennoch gekündigt. 
Die Begründung: Er erbringe keine 
ausreichendende Leistungen und 
sei nicht geeignet, die ihm übertra-
genen Aufgaben ordnungsgemäß 
zu erfüllen. Der betroffene Mitar-
beiter klagte gegen die Kündi-
gung. Mit Erfolg: Laut 
Landesarbeitsgericht war die Pro-
bezeitkündigung treuwidrig und 
damit unwirksam. Entscheidend 
seien die Umstände des Einzel-
falls, so das Gericht. Hier sei insbe-

sondere die Rolle des Vorgesetz-
ten hervorzuheben. Er ist der mit 
Prokura versehene Abteilungsdi-
rektor der betreffenden Abteilung 
und damit laut Gericht „unstreitig 
die Führungskraft für Personalfra-
gen“. Seine Aussage gegenüber 
dem Kläger hatte somit besonde-
res Gewicht, heißt es bei Haufe.de.

Mit der Erklärung eines Vorge-
setzten mit Personalentschei-
dungskompetenzen, man werde 
den Mitarbeiter „mit Blick auf die 
Probezeit natürlich“ übernehmen, 
werde ein berechtigtes Vertrauen 
auf Arbeitnehmerseite geschaffen, 
dass die Probezeit bestanden und 
das Arbeitsverhältnis nunmehr ge-
sichert ist, so das Urteil. Ein sol-
ches Vorgehen verstoße allerdings 
nicht gegen Treu und Glauben, 
wenn zwischenzeitlich gravie-
rende neue Umstände auftreten 
(zum Beispiel grobe Pflichtverlet-
zungen), die einen Meinungsum-
schwung rechtfertigen würden. Im 
vorliegenden Fall konnte der Ar-
beitgeber jedoch keine solchen 
neuen Umstände darlegen. � tmn

Aktenzeichen 3 SLa 317/24

Mündliche Zusage 
schlägt Kündigung
PROBEZEIT  Widersprüchliche Aussage ist treuwidrig

Maximal 20 Stunden pro Woche: Länger soll-
ten Werkstudentinnen und -studenten nicht 
arbeiten, um ihren Studierendenstatus nicht 
zu verlieren. Zumindest werden einige Vorge-
setzte nicht müde, das regelmäßig zu beto-
nen. Doch die Regelung ist gar nicht so 
streng, wie man annehmen könnte. Denn ge-
rade in den Zeiten, die nicht als Uni-Zeit gel-
ten – also zum Beispiel die Semesterferien, 
Wochenenden oder am Abend oder in der 
Nacht –, dürften Werkstudentinnen und -stu-
denten grundsätzlich mehr als 20 Wochen-
arbeitsstunden anhäufen, sagt Kathrin 
Schulze Zumkley, Fachanwältin für Arbeits-
recht. Darum ist es meist kein Problem, wenn 
in diesen Zeiträumen mal mehr Schichten als 
üblich anfallen sollten. Aber: Zum einen sollte 
das Studium davon nicht beeinflusst werden, 
zum anderen unterliegt die Regel einer wich-
tigen Einschränkung. Aus versicherungs-
rechtlichen Gründen darf die 20-Stunden-
Grenze nämlich höchstens in 26 Wochen des 
Jahres übertroffen werden, so die Fachanwäl-
tin. Denn als Werkstudent ist man in der Regel 
versicherungsfrei. Überschreitet man die 26 
Wochen, verliert man diese Freiheit. Arbeit-
geber und Arbeitnehmer müssten dann Bei-
träge – oder zumindest mehr als die studen-
tischen Beiträge – für Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung abführen. Beiträge 
für die Rentenversicherung werden im Ge-
gensatz dazu immer fällig.� tmn

20-Stunden-Grenze 
nicht überschreiten
WERKSTUDENTEN
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ZUM THEMA 
TARIFVERTRAG

FRAGEN UND 
ANTWORTEN

Tarifverträge enthalten Bestimmungen, die we-
sentliche Aspekte des Arbeitsverhältnisses regeln, 
etwa Kündigungsfristen, Urlaub, Vergütung oder 
Arbeitszeit. Dies sind wichtige Punkte, die Arbeit-
nehmern häufig deutliche Vorteile im Vergleich zu 
den (mindest)gesetzlichen Regelungen bringen. 
Doch Tarifverträge gelten nicht automatisch für je-
den Arbeitnehmer. Wann Tarifverträge gelten, was 
dies für das Arbeitsverhältnis bedeutet und wie 
Arbeitnehmer erreichen können, dass sie von den 
Vorteilen von Tarifverträgen profitieren, sollen die 
folgenden Fragen und Antworten klären.

Von Anke Marx
 
Juristin bei der  
Arbeitskammer des Saarlandes

Haus der Beratung

Arbeitskammer des Saarlandes
Trierer Straße 22
66111 Saarbrücken
Telefon: 0681 4005-140
E-Mail: beratung@arbeitskammer.de

Öffnungszeiten

Montag:	 8 - 16 Uhr
Dienstag:	 8 - 16 Uhr
Mittwoch:	 8 - 16 Uhr
Donnerstag:	 8 - 16 Uhr
Freitag:	 8 - 15 Uhr

Wo finden Sie was?

Das Infozentrum im Erdgeschoss ist
die Anlaufstation für Ratsuchende. 
In der ersten und zweiten Etage beraten 
die AK-Fachleute zu Arbeitsrecht, 
Sozialrecht und Steuerrecht.

Tarifverträge gelten für die Mitglie-
der der Tarifvertragsparteien. Dies 
sind zum einen die Gewerkschafts-
mitglieder und zum anderen die Ar-
beitgeber, die einem Arbeitgeber-
verband angehören. Für Arbeitneh-
mer ist also Voraussetzung, dass sie 
Mitglied in der Gewerkschaft sind. 
Erst dann profitieren sie von den In-
halten des Tarifvertrags, sofern auch 
der Arbeitgeber im Arbeitgeberver-
band ist. Darüber hinaus können Ta-
rifverträge auch vom Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales für all-
gemeinverbindlich erklärt werden. In 
diesem Fall gelten sie, auch ohne 
Gewerkschafts- oder Verbandsmit-
gliedschaft, automatisch und zwin-
gend

Wann gilt ein Tarifvertrag?1

Der Arbeitsvertrag ist eine individu-
elle Vereinbarung zwischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber, der die Be-
dingungen des Arbeitsverhältnisses 
regelt. Liegt keine beiderseitige Ta-
rifgebundenheit oder Allgemeinver-
bindlichkeit vor, können die Arbeits-
vertragsparteien die Anwendung 
von tariflichen Regelungen im Ar-
beitsvertrag vereinbaren. Dies kann 
sich auf den gesamten Tarifvertrag 
oder auf einzelne Punkte daraus be-
ziehen. Diese Verweisung auf den 
Tarifvertrag kann dynamisch, das 
heißt auf die jeweils geltende Fas-
sung des Tarifvertrages, oder sta-
tisch, das heißt auf die Fassung zum 
Zeitpunkt des Arbeitsvertrags-
schlusses, erfolgen.

Kann man die Anwendung ei- 
nes Tarifvertrags auf das Ar- 
beitsverhältnis vereinbaren?

2

Wenn ein Tarifvertrag durch beider-
seitige Tarifgebundenheit, Allge-
meinverbindlicherklärung oder ar-
beitsvertragliche Bezugnahme auf 
das Arbeitsverhältnis Anwendung 
findet, gelten für das Arbeitsverhält-
nis die Bestimmungen des Tarifver-
trages. In diesem Fall darf arbeitsver-
traglich wegen des sogenannten ta-
riflichen Günstigkeitsprinzips auch 
nicht zu Ungunsten von den tarifli-
chen Bestimmungen abgewichen 
werden. Auch Dienst- oder Betriebs-
vereinbarungen dürfen nicht gegen 
den Tarifvertrag verstoßen. Enthält 
ein Tarifvertrag eine Öffnungsklausel, 
kann insoweit von den tariflichen 
Normen abgewichen werden.

Wie wirkt sich der Tarif-
vertrag auf das Arbeits-
verhältnis aus?

3



Die Arbeitskammer ruft gemeinsam mit ih-
ren Projektpartnern auch für 2026 wieder 
zum Esther-Bejarano-Preis unter dem 
Motto „Erinnert euch!“ auf – einer filmi-
schen Spurensuche bei den jungen Men-
schen vor Ort. Vor 90 Jahren sind die Nazis 
an die Macht gekommen, haben den Zwei-
ten Weltkrieg entfacht und Millionen Men-
schen ermordet. Die Überlebenden von 
damals werden immer weniger. Deshalb 
ruft die Arbeitskammer junge Leute auf: 
Helft mit, die Geschichten von damals wei-
ter zu erzählen, lasst sie nicht in Verges-
senheit geraten. Dreht Euren ganz eigenen 
Film.

Bis zum 1. April können alle saarländi-
schen Schülerinnen und Schüler sowie 
junge Menschen mit Saarlandbezug bis 22 
Jahre, die ein Zeichen gegen Rechtsextre-
mismus, Antisemititsmus, Intoleranz und 
Rassismus und für Demokratie, Toleranz 
und Mitmenschlichkeit setzen wollen, ihre 
Beiträge zum Filmwettbewerb einreichen. 
In kurzen Filmclips können die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer sich auf eine histori-
sche Spurensuche vor Ort begeben oder 
aktuelle Entwicklungen aus ihrer Lebens-
realität reflektieren. Angenommen werden 
alle Genres, von der Doku über fiktive Sto-
ries, vom Interview bis zur Animation. Die 
Videos sollten maximal acht Minuten lang 
sein. Unter den eingereichten Filmen wird 
ein Preis in Höhe von 500 Euro an Schul-
klassen und Teams aus der Sekundarstufe 
I und ein Preis in Höhe von 500 Euro an 
Schulklassen und Teams der Sekundar-
stufe II sowie junge Menschen bis 22 Jahre 
vergeben. Zusätzlich wird es einen Sonder-
preis in Höhe von 250 Euro geben, der lo-
benswerte Einzelaspekte eines Films wür-
digt. � red

Anmeldung und Infos: www.arbeitskammer.
de/erinnert-euch

Forum
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Kitas, Schulen, Krankenhäuser 
und Pflegeeinrichtungen: Der 
Fachkräftemangel spitzt sich in 
nahezu allen sozialen Berufen 
weiter zu. Fehlende Ressourcen, 
steigende Anforderungen und ein 
hoher Erwartungsdruck führen 
dazu, dass viele Beschäftigte an 
ihre Belastungsgrenzen kom-
men. Beschäftigten in diesen 
Berufsfeldern bietet das BZK der 
Arbeitskammer zur Unterstüt-
zung verschiedene Seminare an.

Von Christian Seyfried

In Kindertagesstätten fehlen qua-
lifizierte Fachkräfte, um den stei-
genden Betreuungsbedarf zu de-
cken. Erzieherinnen und Erzieher 
kämpfen mit zu großen Gruppen, 
unzureichender Ausstattung und 
wachsender Verantwortung. Auch 
in Schulen zeigt sich diese Krise 
sehr deutlich. Abgesehen von den 
teils katastrophalen baulichen, 
technischen und infrastrukturel-
len Zuständen müssen Lehrkräfte 
und Schulsozialpädagoginnen 
und -pädagogen neben ihrem 
Bildungsauftrag immer häufiger 
soziale und emotionale Herausfor-
derungen der Kinder und Jugend-
lichen auffangen. Zunehmend 
berichten Beschäftigte auch von 
Gewalt, Bedrohungen und re-
spektlosem Verhalten, die den 
Schulalltag zusätzlich belasten. 

Im Gesundheits- und Pflegebe-
reich sind die Probleme ebenfalls 
gravierend. Zeitdruck, Personal-
mangel und hohe physische und 
psychische Belastungen prägen 
den Arbeitsalltag. Viele Beschäf-

tigte verlassen den Beruf, weil sie 
die Bedingungen nicht mehr er-
tragen können. 

Die Beschäftigten in diesen 
Bereichen leisten Tag für Tag un-
verzichtbare Arbeit für unsere Ge-
sellschaft. Dennoch erfahren sie 
häufig zu wenig Wertschätzung, 
geringe Entlohnung und kaum 
spürbare politische Unterstüt-
zung. Es braucht gezielte Investiti-
onen in gute Arbeitsbedingungen, 
Weiterbildung und Entlastungen, 
um diese Berufe wieder attraktiv 
und Zukunftsfähig zu machen.

Neben den politischen Forde-
rungen der AK setzt das Bildungs-
zentrum in Kirkel auf konkrete Un-
terstützung der Beschäftigten. Mit 
einem breiten Spektrum an Semi-
naren bietet es praxisnahe Quali-
fizierungen für die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in den 
multiprofessionellen Teams mit 
verschiedenen Kompetenzen in 
sozialen und pflegerischen Beru-
fen. Themen wie Kommunikation, 
Konfliktlösung, Gewaltprävention, 
Inklusion, Gesundheitsförderung 
und der Umgang mit Belastungs-
situationen stehen im Mittelpunkt. 

Damit leistet das BZK einen 
wichtigen Beitrag zur Stärkung 
der Beschäftigten. Für gute Ar-
beitsbedingungen, gesellschaft-
liche Wertschätzung, und eine 
solidarische Zukunft der sozialen 
Arbeit. 

Christian Seyfried ist 
pädagogischer Mitarbeiter im BZK. 

Infos unter www.bildungszentrum-
kirkel.de/seminare-im-bzk

Soziale Berufe unter Druck
BZK  Seminare zur Stärkung von Beschäftigten in Kita, 
Schule, Pflege und Gesundheit
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Beschäftigte in sozialen Berufen finden im BZK der AK etliche 
Seminare zu Themen wie Kommunikation und Konfliktlösung. 

Ein Zeichen gegen 
Rechtsradikalismus 
setzen
ESTHER-BEJARANO-PREIS

Die im Juli 2021 verstorbene Esther 
Bejarano hat sich Zeit ihres Lebens gegen 
Rechtsextremismus eingesetzt.
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Arbeitskammer des Saarlandes 
Vertrieb 
Fritz-Dobisch-Straße 6-8 
66111 Saarbrücken

Kompetent in drei Kernbereichen
Fakten über die Arbeitskammer des Saarlandes als öffentlich-rechtliche Interessenvertretung

Die Arbeitskammer des Saarlandes steht 
seit ihrer Gründung für Kompetenz und 
Zuverlässigkeit. Gemeinsam mit den 
Gewerkschaften steht sie den saarländi-
schen Beschäftigten mit Rat und Tat zur 
Seite. Im Gesetz heißt es, „die 
Arbeitskammer des Saarlandes hat die 
Aufgabe, als öffentlich-rechtliche Vertretung 
der im Saarland beschäftigten Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen (. . .) die allgemeinen 
wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen und 
kulturellen Interessen der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen wahrzunehmen“. In drei 
Kernbereichen ist die AK Saar tätig:  

 
Mitglieder vertreten wir – 
alle sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, 
Auszubildende und 
Arbeitssuchende.

450.500
 
Fachberatungen in  
Steuer- und Rechtsfragen 
pro Jahr bieten wir für 
unsere Mitglieder 
kostenlos an.

42.600

und Seminare dazu, ihre Rechte wahrzu-
nehmen und ihre Interessen zu vertreten. Im 
hauseigenen Bildungszentrum in Kirkel gibt 
es pro Jahr rund 530 Tageskurse, 240 Mehr-
tagesseminare, 130 Wochenendseminare 
und 100 Wochenseminare.
forschen. – Als Forschungseinrichtung liefert 
die AK Saar wichtige Erkenntnisse aus der 
Arbeitswelt für die interessierte Öffentlich-
keit. In ihren jährlichen Berichten an die 
Regierung nimmt sie zudem Stellung zur 
aktuellen wirtschaftlichen, ökologischen, 
sozialen und kulturellen Lage der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer.

 
Teilnehmertage gibt es Jahr 
für Jahr im schön gelegenen  
und gut ausgestatteten 
Bildungszentrum der 
AK Saar in Kirkel.

31.000

Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beraten, bilden und forschen im Interesse 
der Bevölkerung, wie es im AK-Logo 
ausgedrückt wird.
beraten. – Die Fachberaterinnen und 
-berater der  AK unterstützen die Mitglieder 
in allen Angelegenheiten des Arbeitsrechts, 
Sozialrechts und Steuerrechts. Unsere 
Referentinnen und Referenten beraten die 
Politik in allen relevanten Arbeitnehmer-
Angelegenheiten.
bilden. – Als Bildungseinrichtung befähigt 
die AK Saar Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer durch Veranstaltungen, Kurse 
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